Gestaltungssatzung
"Vorderes Wenscht"

Satzung vom %.22.29%% der Stadt Siegen

uber die Ortlichen Bauvorschriften im Geltungsbereich
des Bebauungsplanes Nr. 361.3 "Vorderes Wenscht" i. A.
der Stadt Siegen im Stadtteil Geisweid
(Gestaltungssatzung "Vorderes Wenscht")
mit 1. Anderung

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023), zuletzt geandert durch
Artikel 2 des Gesetzes Uber die Zusammenlegung der allgemeinen Kommunalwahlen mit den Euro-
pawahlen vom 24.06.2008 (GV NRW S. 514) und der Bauordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen
(BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256), zuletzt geén-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.10.2008 (GV NRW S. 644) hat der Rat der Stadt Siegen am
21.01.2009 diese "Ortlichen Bauvorschriften" gemaR § 86 BauO NRW als Satzung beschlossen.


452 Schneider
Textfeld
mit 1. Änderung


Praambel

Die Siedlung "Vorderes Wenscht" wurde als Bestandteil der Gartenstadt "Das Wenscht" auf ehemali-
gen landwirtschaftlichen Flachen der damaligen Gemeinde Klafeld iiberwiegend zwischen 1955 und
1959 errichtet. Sie diente vor allem zugezogenen Arbeitern der Stahlwerke Sudwestfalen. In ihrer gut
erhaltenen Siedlungsstruktur und Bauweise gibt sie Zeugnis vom Sozialen Wohnungsbau der 50er
Jahre des 20. Jahrhunderts im Siegener Stadtteil Geisweid. Das Ziel dieser Gestaltungssatzung ist die
Wahrung der stadtebaulichen Geschlossenheit und Eigenart der Siedlung fur kommende Generatio-
nen. Dabei wird besonders beriicksichtigt, dass sich die Lebensverhéltnisse seit der Errichtung der
Siediung erheblich verdndert haben. Den gednderten Wohnbediirfnissen und geb&udetechnischen
Anforderungen wird ebenso Rechnung getragen wie der Beibehaltung individueller Gestaltungsspiel-
raume.

§1
Bestandteile der Satzung

Die Satzung besteht aus dem nachstehenden Text, dem Ubersichtsplan (Anlage 1) mit Geltungsbe-
reich und Untergliederung des Gebietes in Teilbereiche sowie den Erlduterungsskizzen (Anlage 2).

§2

Raumlicher Geltungsbereich

Die Satzung umfasst den derzeitigen Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungspla-
nes Nr. 361.3 "Vorderes Wenscht" im Stadtteil Geisweid. Der Geltungsbereich wird in folgende Teilbe-
reiche gegliedert:

A = "Kaufhof" / Stadtteilzentrum
B = Hochh&user, Offentliche Bauten und Kirchen
C = Reihenhduser C 1 zwischen Wenschtstralle und Ziegeleistralle
C 2 Albert-Noll-Strae; Kiefernweg, Goldregenweg,
Schwarzdornweg und Ginsterweg
C 3 siidlich der Wenschtstralie
D = Laubengangh&user und andere schiitzenswerte Geschossbhauten
E = sonstige Gebdude

Der Geltungsbereich mit Untergliederung in Teilbereiche ist im Ubersichtsplan (Anlage 1) dargestellt.
Die nachfolgenden Festsetzungen gelten fiir alle Teilbereiche, sofern nicht etwas anderes angegeben
ist.

§3

Sachlicher Geltungsbereich

Diese Satzung gilt fiir Neu- und Umbauten sowie Anderungen von vorhandenen baulichen Anlagen im
Sinne von § 2 Abs. 1 S. 1 und 2 BauO NRW, fiir Einfriedungen und unbebaute Flachen bebauter
Grundstiicke sowie fiir Werbeanlagen.

Die Vorschriften iiber Genehmigungspflichten nach der BauO NRW bleiben unberiihrt; insbesondere
wird auf § 65 Abs. 2 Nr. 2 BauO NRW hingewiesen, nach dem die Anderung der duReren Gestaltung
durch Anstrich, Verputz, Verfugung, Dacheindeckung, Solaranlagen, durch Einbau oder Austausch
von Fenstern und Tiren, Austausch von Umwehrungen sowie durch Bekleidungen und Verblendun-
gen bei Vorliegen einer Gestaltungssatzung nicht mehr genehmigungsfrei sind.



§4

AuBere Gestaltung der baulichen Anlagen

(1) Kubatur, Gebaudestellung

Die Gebaudestellung (Firstrichtung) der Hauptgebaude sowie Gebaudevor- und -riickspriinge (Log-
gien, Laubengange, Balkone) an den von offentlichen oder privaten Verkehrsflachen einsehbaren
Gebaudeseiten sind entsprechend dem urspriinglichen Gebaudeentwurf zu erhalten.

Balkone im EG kdnnen durch Terrassen ersetzt werden.

In Teilbereich C 1 kdnnen die Loggia im OG und/oder der Riicksprung im EG geschlossen werden,
sofern das urspriingliche Offnungsschema bernommen wird und eine gestalterische Gliederung der
Fassade gemal § 4 Abs. 3 Nr. 3 dieser Satzung vorgenommen wird.

(2) Dacher
1. Dachform und Dachneigung

Einzelhauser, Doppelhduser, Hausgruppen und Hausreihen sind mit durchgehend einheitlicher Dach-
neigung auszufihren. Die Unterbrechung der Trauf- und Firstlinien zusammenhangender Bauzeilen
und Hausgruppen ist nicht zulassig. Dies gilt nicht flr bereits im Urzustand versetzt angeordnete Ge-
béude, befristete Unterschiede durch zeitversetzte Sanierungsmalnahmen in Form von Aufdach-
démmungen oder durch zuldssige Dachaufbauten.

In folgenden Teilbereichen sind Hauptgeb&ude mit gleichschenkligem Satteldach nur in folgender
Dachneigung zulassig:

Teilbereich C: 34°, auler Schwarzdornweg, Ginsterweg, Kiefernweg: 30°
Teilbereich D 24° - 27°, Wenschtstralle: 34°, Kiefernweg: 35°
Teilbereich E 24° - 35°

Bestehende ungleichschenklige Sonderformen sind als Ausnahme zu erhalten.

Die Gebaude in Teilbereich A ("Kaufhof" / Stadtteilzentrum) sind mit Flachdach oder Pultdach bis 10°
Dachneigung auszufiihren. Die Dachform der Sonderbauten aus Teilbereich B ist entsprechend dem
ursprunglichen Gebaudeentwurf zu erhalten.

Der waagerecht gemessene Dachiiberstand zwischen Wand und AuRenkante der Dacheindeckung
(ohne Dachentwasserung) wird flir geneigte Dacher wie folgt begrenzt:

Teilbereich C: Traufe bis 0,55 m, jedoch bei Haustyp A (OW) 2
bis 0,90 m, und Ortgang bis 0,30 m,

Teilbereich D Traufe bis 0,35 m und Ortgang bis 0,20 m,

Teilbereich E Traufe bis 0,55 m und Ortgang bis 0,30 m

Die Gesamthohe der Attika von Flachdachern einschlieflich einer eventuellen Bekleidung darf bei
Hauptgebauden 0,50 m, bei Garagen und Nebengebduden 0,30 m nicht {iberschreiten; ein waage-
rechter Uberstand ist bis 0,15 m zuldssig.

2. Drempel

In den Teilbereichen A, B, C und D sind Drempel unzulassig; ausgenommen sind bestehende Drem-
pel bei Haustyp A (OW) 2. In Teilbereich E sind Drempel bei Doppel- und Reihenhausern unzulassig.

3. Dachaufbauten

Dachaufbauten sind in den Teilbereichen A, B und D, bei Flachdachern sowie bei Anbauten, Garagen
und Nebenanlagen ausgeschlossen.



In den Teilbereichen C und E sind Dachaufbauten in die vorhandenen Dachflachen oder Offnungs-
achsen symmetrisch einzuordnen. Der seitliche Abstand von Dachaufbauten zur Auen- oder Nach-
barwand muss mindestens 1,25 m betragen, wobei stets ein Bezug zu den vorhandenen Gebaude-
achsen herzustellen ist. Dachaufbauten miissen senkrechte Wéande besitzen.

In Teilbereich C (C 1, C 2 und C 3) diirfen Dachaufbauten ausschlieBlich als Dachgauben oder Dach-
hauser mit Flachdach (Dachneigung maximal 3 %) errichtet werden. Fiir jedes Wohngebdude in Teil-
bereich C ist pro Geb&udeseite ein Dachaufbau mit einer lichten Raumhéhe von maximal 2,20 m und
einer maximalen Breite von 5,00 m unter Einhaltung der seitlichen Grenzabsténde zuldssig. In Teilbe-
reich C 1 darf der Dachfirst vom Dachhaus um maximal 0,35 m Uberragt werden.

In Teilbereich E dirfen Dachaufbauten eine lichte Raumhohe von 2,20 m und eine Breite von 5,00 m
nicht iberschreiten. Weiterhin darf in Teilbereich E die Gesamtbreite von Dachaufbauten je Dachfla-
che insgesamt maximal 2/3 der darunterliegenden Aultenwandbreite betragen und der Ansatz sowie
First und Traufe des Gaubendaches mussen in der Schrage gemessen mindestens 0,50 m unterhalb
vom First des Hauptdaches liegen.

Treppenraume sind von der Begrenzung der lichten Raumhohe auf 2,20 m ausgenommen. Zur Redu-
zierung der Raumhdhe in Treppenraumen ist ein einfach gestufter Absatz mit Flachdach zulassig.

Die zuldssigen Gestaltungs- und Kombinationsméglichkeiten von An- und Ausbauten werden aus
Anlage 2 ersichtlich.

Die Dacheindeckung ist, soweit technisch mdglich, einheitlich wie das Hauptdach auszufiihren. Im
Ausnahmefall bzw. bei Flachdachern kénnen auch farblich angepasste Bitumen- und Kunststoffdach-
bahnen, Kies, Griindachsysteme oder vorbewittertes Stehfalzzinkblech verwendet werden. Front- und
Giebelseiten der Dachaufbauten bzw. Dachhauser sind in Farbe und Material der Hauptfassade an-
zupassen; es konnen Putz, Schiefer oder Holz zum Einsatz kommen.

Es wird empfohlen, Dachaufbauten auf die dem Hausgarten zugewandte Gebaudeseite zu beschran-
ken. Bestandteile gebaudetechnischer Anlagen im Dachbereich z&hlen nicht als Dachaufbauten.

4. Dacheinschnitte

In den Teilbereichen A, B, C und D sind Dacheinschnitte unzuldssig. Die Gesamtbreite von Dachein-
schnitten je Dachflache darf insgesamt maximal 1/3 der darunterliegenden Aullenwandbreite betra-
gen. Der seitliche Abstand zur AuRenwand muss mindestens 1,25 m betragen. Der Ansatz des Ein-
schnittes muss in der Schrage gemessen mindestens 2,50 m unterhalb vom First des Hauptdaches
liegen.

5. Dacheindeckung

Auf geneigten Dachern sind als Eindeckungsmaterial nur schlicht profilierte Tonziegel und Betondach-
steine in den matten Farbténen "rotbraun”, "braun" und “anthrazit" zulassig. Der vom Hersteller ange-
gebene Farbton muss einem der folgenden RAL-Farbtone entsprechen: schiefergrau (RAL 7015),
anthrazitgrau (RAL 7016), schwarzgrau (RAL 7021), umbraugrau (RAL 7022), graphitgrau (RAL
7024), granitgrau (RAL 7026), rotbraun (RAL 8012), sepiabraun (RAL 8014), kastanienbraun (RAL
8015), mahagonibraun (RAL 8016), schokoladenbraun (RAL 8017), graubraun (RAL 8019) und
schwarzbraun (RAL 8022).

Gebaude sind mit durchgehend einfarbiger, einheitlicher Dacheindeckung auszufiihren. Doppel- und
Reihenhduser sowie baugleiche, benachbarte Haustypen sind in dhnlicher Dacheindeckung (Ziegel-
format, -farbe) auszufiihren.

Unzulassig sind hochgléanzende Materialien, nicht profilierte Ziegel/Dachpfannen, grofiformatige Plat-
ten, Bitumenbahnen und -schindeln, Bleche und Blechschindeln sowie Reet.

Auf Hauptgebauden sind liegende Dachfléchenfenster und Verglasungen im stehenden Format bis zu
einem Gesamtumfang von 15 % der jeweiligen Dachflache zulassig. Der seitliche Abstand von Ver-
glasungen und Dachliegefenstern zur AuBenwand muss mindestens 1,25 m betragen. Auf Garagen
und Nebengebduden sind Liegefenster und Verglasungen unzuldssig.
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6. Dachentwéasserung, Schornsteine

Die Dachentwasserung geneigter Décher ist in Metall auszufiihren. Schornsteine sind mit Natur- oder
Kunstschiefer zu bekleiden oder zu verklinkern bzw. in Ziegelmauerwerk herzustellen.

7. Fernseh- und Rundfunksempfangsanlagen

Es ist nur eine Antennenanlage oder Satellitenempfangsanlage pro Gebadude zuldssig. Bei Mehrfami-
lienwohnhdusern sind Gemeinschaftsanlagen zu realisieren. Parabolspiegel dirfen einen Durchmes-
ser bis maximal 1,20 m aufweisen und missen farblich dem Anbringungsort angepasst werden.

(3) Fassaden

1. Offnungsschema

Tur- und Fensterdffnungen dirfen in den von offentlichen oder privaten Verkehrsflachen aus einseh-
baren Gebaudeseiten (Ansichten) nur innerhalb der vertikalen und horizontalen Gebaudeachsen ver-
andert werden. In den Teilbereichen A, B, C und E diirfen im Erdgeschoss innerhalb der Achsen
Fenster- und Turéffnungen gegeneinander getauscht und Fenster in Fenstertliren umgewandelt wer-
den. Die Lage und GroRe von Hauseingangstiiren ist beizubehalten. Bei Haustyp A (OW) 2 kénnen
ausnahmsweise Haustlir und Fenster im EG getauscht werden.

2. Fenster und Tliren

Liegende Fensterformate sind auf den von o&ffentlichen oder privaten Verkehrsflachen aus einsehba-
ren Gebaudeseiten unzulassig. Ausnahmen gelten fir liegende Formate gemal Ursprungsgenehmi-
gung sowie bandartige Fensterelemente in Anbauten und Dachaufbauten, die mindestens 1,50 m breit
und maximal 0,80 m hoch sind.

Fenster und Aulentiren dirfen nicht mit metallisch glanzenden Oberflachen oder gewdlbten Schei-
ben ausgefiihrt werden. Matte Metalloberflachen sind zuldssig. Vordacher sind nur im Eingangsbe-
reich in schlichter, transparenter Form bis zu einer Breite von 2,00 m mit maximal einem Seitenteil
zulassig. Fenster dirfen maximal zweiflliigelig ohne Kampfer/Oberlicht ausgefiihrt werden. Sprossen-
teilungen sind nur in Teilbereich C sowie Sonderbauten, bei denen der urspriingliche Gebaudeentwurf
dies vorsah, als auf3enliegende oder echte Teilungen im einfachen Kreuz mit vier bis sechs Feldern;
bei Fensterturen auch acht Feldern zulassig.

Der Einbau von Rollladen muss flachenbiindig erfolgen. In den Teilbereichen C und E ist ein Vortreten
von maximal 15 cm zul&ssig, wenn die Rollladenkasten in Form eines Rechtecks ausgeflihrt und farb-

lich an die Fassade angepasst werden.

3. AuRenwande, Bekleidungen

Die AuBenwande von Gebauden sind zu verputzen. Die Putze sind als Glatt-, Kratz- oder Reibeputz
mit feiner Kérnung zu gestalten. Der urspriingliche Kellenputz ist ebenfalls zulassig. Unzul&ssig sind
stark strukturierte Putze und Putztechniken (wie Rillenputz, Wabenputz, Facherputz). Vorhandene
Sgraffitos und andere Bauteile von kulturhistorischem Wert sind zu erhalten.

In den Teilbereichen A, B und D sind Fassadenbekleidungen unzuldssig.

Fassadenbekleidungen sind in den Teilbereichen C 1 und C 2 nur im Oberschoss und an den Giebel-
seiten und in Teilbereich C 3 und E nur an den Giebelseiten zulassig. In Teilbereich C 1 sind an den
zur offentlichen Verkehrsflache gewandten Obergeschossen - mit Ausnahme der Giebelseiten - Be-
kleidungen in zulassiger Ausflihrung anzubringen. Ausnahmen gelten flr die Gebaude im Amselweg,
Drosselweg und Rehweg, bei denen nie eine Bekleidung vorhanden war.



Als Bekleidungsmaterialien sind Holz in vertikaler Struktur und Ausrichtung, Schiefer sowie Kunst-
schiefer zuldssig. Je Gebdudeseite ist nur ein Bekleidungsmaterial zuldssig; pro Gebdude maximal
zwei Bekleidungsmaterialien.

4. Balkone, Loggien und Laubengédnge

Vorgestellte Balkone sind in den Teilbereichen A, B, C1, C2 und D nicht zuldssig. Als Ausnahme kdn-
nen in Teilbereich C 2 auf der vom Eingang abgewandten Geb3udeseite auf EG-Ebene Terrassen
bzw. Balkone vorgestellt werden.

Balkone, Loggien und Laubengénge sind auf den von offentlichen oder privaten Verkehrsflachen aus
einsehbaren Geb&udeseiten offen zu erhalten und diirfen nicht in Wintergérten umgewandelt werden.
Die von offentlichen oder privaten Verkehrsflichen aus sichtbaren Briistungen und Geldnderbeklei-
dungen sind geschlossen, ggf. vertikal strukturiert auszufiihren.

5. Materialien

Nicht zuldssig zur baulichen Gestaltung von Fassaden sind erhabene Gliederungselemente sowie
Stuck, Bruchsteine, Werksteine, Blechbekleidungen, Marmor, Keramik, Fliesen, Klinker, Klinkerriem-
chen, Kunststoffe, groRformatige Faserzementplatten, Holzbohlen, Spiegelgldser, Glasbhausteine,
Sicht- und Waschbeton, Fachwerk und Fachwerkimitationen.

Buntsteinputze dirfen nur im Sockelbereich verwendet werden.

Ausnahmen fiir bestimmte Baustoffe sind zuléssig, sofern der urspriingliche Gebdudeentwurf diese
vorsah.

6. Farbigkeit

Geb&ude sind mit einer matten, einheitlichen Grundfarbe zu versehen, wobei Sockel, Leibungen, Be-
kieidungen und Faschen (falls vorhanden) farbig abgesetzt werden kénnen. Als Grundfarbe ist ein
Farbton mit einem Hellbezugswert liber 60 zu wahlen. Fensterladen, Geldnder, Balkonbriistungen
sowie Bekleidungen sind dunkler als die Grundfarbe der Fassade abzusetzen. Dies gilt nicht fir Edel-
stahloberflichen. Vorhandene Sgraffitos sind nach restauratorischen Grundsétzen zu behandein.

|Ergénzung (§ 4a Solartechnische Anlagen) durch 1. Anderung |
§5

Anbauten

Im Rahmen der planungsrechtlichen Vorgaben ist in den Teilbereichen C und E maximal ein Anbau je
Gebaudeseite zuldssig. Anbauten sind als verputzte Massivbauten, Holzrahmenbauten oder (ver-
glaste) Metallkonstruktionen zu errichten. Runde und vieleckige Grundrisse sind unzuléssig.

Das Dach von Anbauten ist in Dachform, Dachneigung und Material wie das Hauptdach auszufiihren.
Bei Anbauten in Verldngerung des Hauptdaches ist die vorhandene Dachneigung zu iibernehmen. Bei
rickwartigen Anbauten kann die Dachneigung des Hauptgebdudes unterschritten werden. In Teilbe-
reich C 1 dirfen rickwartige Anbauten nur mit (vorzugsweise begriinten) Flachd&dchern errichtet wer-
den.

Der First des Anbaues muss mindestens 0,50 m unterhalb vom First des Hauptdaches liegen, soweit
es sich nicht um profilgleiche Verldngerungen handelt. Die Traufe des Anbaues darf nicht héher als
die Traufe des Hauptgebdudes liegen.

Eingeschossige Anbauten diirfen auch mit Flachdach errichtet werden. Bei Wintergarten als ein-
schlieBlich Dach iiberwiegend verglasten Metall- oder Holzkonstruktionen darf von den Vorgaben zur
Dach- und Grundrissgestaltung abgewichen werden.
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§6

Garagen und Nebenanlagen

Garagen sind als verputzte Massivbauten in Putz und Farbe entsprechend § 4 Abs. 3 dieser Satzung
auszufuhren.

Garagen, Carports und sonstige eingeschossige Nebengebdude sind entweder mit Flachdach oder
mit einheitlich geneigtem Satteldach in gleicher Neigung wie das nachstgelegene Hauptgeb&dude aus-
zufiihren. Die Torhéhe von Garagen darf 2,30 m nicht libersteigen. Carports und sonstige Uberda-
chiungen sind ausschlieRlich in schlichter Form mit geraden Holz- oder Metallstiitzen bis zu einer Ge-
samthohe von maximal 2,50 m; bei geneigtem Dach bis 3,00 m zul&ssig.

An der gleichen Grundstiicksgrenze liegende Nachbargaragen sind auf gleicher Héhe mit gleichartiger
Dachgestaltung auszufiihren. Sattelddcher sind mit durchlaufendem First zu gestalten.

In Teilbereich E sind Garagen und Carports in der Langsrichtung im Winkel von annZhernd 90° zur
offentlichen oder privaten Verkehrsfliche anzuordnen, wobei vor dem Bauwerk eine mindestens 5,00
m lange Fléche der Einfahrt als zusétzlicher Stellplatz auf dem Grundstiick vorzuhalten ist (vgl. Anlage
2). Ausnahmen konnen aufgrund der Geldndesituation zugelassen werden, falls ansonsten Stiitzwén-
de liber 1,00 m Hohe erforderlich wiirden.

Die Vorschriften der BauO NRW zu Stellplatzen und Garagen bleiben unberiihrt.

Nicht zuldssig zur baulichen Gestaltung von Garagen und sonstigen Nebenanlagen wie Carports,
Gartenh&usern, Lagerschuppen etc. sind Sicht- und Waschbeton, Pflanzsteine, Werksteine, Marmor,
Keramik, Fliesen, Klinker, Klinkerriemchen, Kunststoffe, Folien, Faserzement, Blechbekleidungen,
Holzbohlen, (Spiegel-)Glaser, Glasbausteine, Fachwerk und Fachwerkimitationen.

Buntsteinputze diirfen nur im Sockelbereich verwendet werden.

§7
Werbeanlagen
Als Werbeanlagen sind nur an der Fassade angebrachte Hinweisschilder oder schlichte Ausleger in
der Erdgeschosszone oder frei stehende Pylone bis zu einer Hohe von 1,50 m und einer Breite von
0,70 m an der Statte der angebotenen Leistung zuléssig. Es sind nur leistungsbezogene Hinweise bis
zu einer Grée von 0,2 m? (Schilder) bzw. 0,4 m? (Ausleger) gestattet. Im Teilbereich A sind dariiber
hinaus am Gebdude angebrachte, horizontal ausgerichtete Werbeanlagen in einer einheitlichen Hohe
von maximal 0,60 m zuldssig.

Banner, Spruchbénder, wechselnde oder bewegte Leuchtwerbung und grelle Farben sind unzuldssig.

§8
Einfriedungen
(1) Allgemeine Bestimmungen
Vorgérten diirfen nicht eingefriedet werden.

In Teilbereich D sind bauliche Einfriedungen nur zuléssig, wenn diese als Absturzsicherung unver-
zichtbar sind. Sichtschutzanlagen gem. § 8 Abs. 2 dieser Satzung z&hlen nicht als Einfriedungen.



In Teilbereich C sind Einfriedungen ausschliefilich in Form von Hainbuchen- und Ligusterhecken so-
wie Maschendrahtzaune in Verbindung mit diesen Hecken zuldssig. In allen anderen Teilbereichen
sind Einfriedungen als Hecken aus standortgerechten Laubgehdlzen, Maschendrahtzaune in Verbin-
dung mit diesen Hecken sowie Metall- und Holzzaune mit schlichter, senkrechter Gliederung zulassig.
Die Hohe einer baulichen Einfriedung darf maximal 1,80 m betragen.

Unzulassig sind schmiedeeiserne Einfriedungen (Ausnahme Tore), Flechtzaune, waagerechte Weide-
und Bretterzaune, Jagerzaune sowie Einfriedungen aus Betonelementen. Nadelgehdlze und Exoten
dirfen nicht zur Grundstlckseinfriedung verwendet werden.

Vorhandene Hecken aus standortgerechten Laubgehdlzen sind zu erhalten und dauerhaft zu unter-
halten. Zur Unterhaltung gehért auch die Nachpflanzung bei Verlust.

Als standortgerechte Gehdlze fir Einfriedungen als einreihige Hecken werden empfohlen:

Alpenjohannisbeere Ribes alpinum
Buchsbaum Buxus sempervirens
Eibe Taxus baccata
Feldahorn Acer campestre
Hainbuche Carpinus betulus (vorrangig)
Hundsrose Rosa canina

Liguster Ligustrum vulgare
Rotbuche Fagus sylvatica
Schneebeere Symphoricarpos albus
Schwarzer Holunder Sambucus nigra
Weinrose Rosa rubiginosa
Weilldorn Crateagus monogyna

(2) Sichtschutz

An der Grenze zum Nachbarn, zum &ffentlichen oder privaten Verkehrsraum sind Sichtschutzanlagen
zu Terrassen nur im unmittelbaren Anschluss an die Bebauung bis zu einer Héhe von maximal 2,00 m
und einer Lange bis zu maximal 4,00 m zuldssig. Um Millsammelplatze, Fahrradabstellplétze o. &.
Gemeinschaftsanlagen sind Hecken aus standortgerechten Laubgehdlzen oder Sichtschutzanlagen
bis zu einer H6he von 2,00 m zuldssig. Sichtschutzanlagen miissen aus Mauerwerk, Holz- oder Me-
tallwerkstoffen bestehen.

(3) Stiitzmauern

Vorhandene Stlitzmauern aus regionaltypischem Naturstein oder mit entsprechender Verblendung
(z. B. Plattenschiefer, Grauwacke) sowie verputzte Mauern, ggf. mit aufgesetztem Metallzaun, sind zu
erhalten und bei Bedarf gleichartig zu ersetzen. Ausnahmen kénnen aufgrund der Grundstiicks- oder
Gelandesituation zugelassen werden.

In den von offentlichen oder privaten Verkehrsflachen aus einsehbaren Bereichen ist die Verwendung
von unverblendeten Winkelsteinen, Gabionen sowie Pflanz- bzw. Bdschungssteinen aus Beton und
Betonwerkstoffen unzulassig. Betonwerkstoffe in Natursteinoptik sind jedoch zulassig.

§9

Unbebaute Flachen der bebauten Grundstiicke

Die gartnerische Konzeption der gestaltprdgenden Freirdume der Siedlungsanlage ist auf éffentlichen
wie privaten Freiflachen beizubehalten.

Im Teilbereich D ist der offene Charakter des "Wohnparks" mit zusammenhangenden Wiesen- und
Rasenflachen zu erhalten. Die Anlage von Mietergarten in der Erdgeschosszone ist zulassig, jedoch
ohne bauliche Einfriedungen.



Innerhalb der Vorgérten in Teilbereich C 1 darf maximal ein Pkw-Stellplatz in Senkrecht- oder Langs-
aufstellung, jedoch nicht als Carport, angelegt werden; mindestens 50 % des Vorgartens ist gartne-
risch anzulegen. Befestigte Teilflachen, wie z. B. FuBwege, die nicht dem Abstellen von Kraftfahrzeu-
gen dienen, zahlen als Bestandteil der gartnerischen Anlage. Die Vorgérten und Hausgérten in den
Teilbereichen C 2 und C 3 sind gértnerisch anzulegen und stehen aufier in besonderen Féllen (z. B.
Reihenendhiduser) nicht als Pkw-Stellplatz zur Verfiigung (vgl. Anlage 2).

In den dbrigen Teilbereichen sind die Vorgérten im Bereich zwischen Gebaudefront und 6ffentlicher
Verkehrsflaiche mit Ausnahme erforderlicher FuBwege ausschlieBlich gértnerisch anzulegen und ste-
hen nicht als Pkw-Stellplatz zur Verfiigung.

Befestigungen, wie z. B. Stellplatze, Terrassen und Wege, diirfen nicht mit einer geschlossenen Be-
ton- oder Asphaltdecke versehen werden.

Frei stehende Uberdachungen und Pergolen dirfen eine Fldche von maximal 20 m? iiberdecken. Ter-
rasseniiberdachungen miissen unmittelbar am Geb&ude anschlieBen und diirfen maximal 4,00 m
Tiefe aufweisen.

Vor Untergeschossen, die talseits frei stehen, ist eine Geldndeauffiillung zur Schaffung von Terras-
senfldchen fiir das dariiberliegende Geschoss nicht zulassig.

§10
Abweichungen

Abweichungen von den Orilichen Bauvorschriften gemaR § 86 (5) BauO NRW i. V. m. § 73 BauO
NRW werden zugelassen, wenn sie mit der Zielsetzung dieser Satzung vereinbar sind.

§11
Wiederherstellung
Sind bauliche Anlagen, sonstige Anlagen, Einrichtungen oder Freifldichen unter Verletzung der Vor-

schriften dieser Satzung errichtet, verdndert oder beseitigt worden, so kann die Wiederherstellung des
friheren Zustandes oder eine Anpassung an die Vorschriften dieser Satzung gefordert werden.

§12

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der ortsiiblichen Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt nicht fiir MaR-
nahmen, die nachweislich vor ihrem Inkrafttreten begonnen oder in Auftrag gegeben wurden.

Siegen,

On.02. 1009

Steffen Mues
Birgermeister

Anlage 1:
Ubersichtsplan mit Geltungsbereich und Untergliederung des Gebietes

Anlage 2:

Erlauterungsskizzen

Die ortsiibliche Bekanntmachung erfolgte am ...............0...0........
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Anlage 2 Erlauterungsskizze
zu § 4 (2) Nr. 3 Dachaufbauten und § 5 Anbauten
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Anlage 2 Erlauterungsskizze
zu § 4 (2) Nr. 3 Dachaufbauten und § 5 Anbauten

in Teilbereich C1 Typ A (OW) 2
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Anlage 2 Erlauterungsskizze
zu § 4 (2) Nr. 3 Dachaufbauten

in Teilbereich C2 und C3
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Anlage 2 Erlauterungsskizze
zu § 4 (2) Nr. 3 Dachaufbauten
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Anlage 2 Erlauterungsskizze

zu § 9 Unbebaute Flachen der bebauten Grundstlicke

in Teilbereich C1
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Satzung vom 0102.2009... der Stadt Siegen

(iber die Ortlichen Bauvorschriften im Geltungsbereich
des Bebauungsplanes Nr. 361.3 "Vorderes Wenscht" i. A.
der Stadt Siegen im Stadtteil Geisweid
(Gestaltungssatzung "Vorderes Wenscht")

Begrundung

1. Planungshistorie und Planungsziele

Die Wohnsiedlung "Das Wenscht" im Stadtteil Geisweid ist ein landesgeschichtlich bedeut-
sames stadtebauliches Ensemble als erhaltenswertes Beispiel sozialen Wohnungsbaues der
50er Jahre des 20. Jahrhunderts, dessen Entwicklung kiinftig besonders sorgféltig begleitet
und gesteuert werden soll. Es handelt sich um die einzige zusammenhangend errichtete
Werkssiedlung des Siegerlandes mit etlichen kulturgeschichtlich wertvollen Einzelobjekten,
Grinanlagen und Kunstwerken.

Wesentliches Planungsziel ist die Wahrung der stadtebaulichen Geschlossenheit der Gar-
tenstadt und der Sicherung ihrer hohen Gestalt- und Wohnqualitat fir kommende Generatio-
nen. Um dieses zu erreichen, soll die Erhaltung der stadtebaulichen Grundstruktur und der
charakteristischen Eigenart der Siedlung verbindlich vorgeschrieben werden.

Der Uberwiegende Teil der Siedlung gehért zum Plangebiet des geltenden Bebauungsplanes
Nr. 26 "Wenschtgebiet" der Stadt Siegen in der Neufassung von 1976. Zum Schutz der pra-
genden Eigenart der Wenschtsiedlung wurde 1961 eine Gestaltungssatzung erlassen, die
mit der Anderung des Bebauungsplanes im Jahr 1976 aufgehoben wurde (vgl. Anlage 1).

Das geltende Ortsrecht ist in weiten Teilen erganzungs- und aktualisierungsbedurftig. Es
bestehen insbesondere keine Regelungen zur

>> Gebaudestellung und Firstrichtung,

>> Gestaltung der Dacher der Hauptgeb&ude
(Dachform, Dachneigung, Hohenlage von First und Traufe, Zulassigkeit von Dachauf-
bauten und -einschnitten, Eindeckungsmaterial),

Fassadengestaltung,

Beschrénkung von Stellplatzen und Garagen auf dafiir vorgesehenen Flachen,

Nutzung der nicht Gberbaubaren Flachen mit Gartenhausern und dhnlichen Nebenanla-
gen,

>> QGestaltung der privaten Freiflachen und Einfriedungen.

YVYYV

Die nunmehr erkannten "Licken" des Ortsrechts sollen durch Planung geschlossen werden.
Der Rat der Stadt Siegen hat dazu in seiner Sitzung vom 13.12.2006 die Aufstellung der Be-
bauungspléne Nr. 361.1 "Hinteres Wenscht", Nr. 361.2 "Oberes Wenscht" sowie Nr. 361.3
"Vorderes Wenscht" und zugehdoriger Gestaltungssatzungen beschlossen.



Die (Neu-)Aufstellung der Bebauungspléne (mit planungsrechtlichen Festsetzungen nach
Baugesetzbuch) dient ebenso wie die zugehorigen Gestaltungssatzungen, d. h. Ortliche
Bauvorschriften (bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach Landesbauordnung,) der Si-
cherung der Bestandsnutzungen und der wesentlichen Merkmale der erhaltenswerten Sied-
lungs-, Gebaude- und Freiraumstruktur der Gartenstadt "Das Wenscht" als bedeutsames
stadtebauliches Ensemble. Die planungsrechtlichen Regelungen des derzeitigen Bebau-
ungsplanes Nr. 26 "Wenschtgebiet" sowie des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes
361.3 "Vorderes Wenscht" werden durch die Ortlichen Bauvorschriften sinnvoll ergéanzt.

"Das Wenscht" steht in den letzten Jahren unter zunehmendem Verédnderungsdruck, der sich
in zahlreichen Antragen und Baumaflnahmen zum Anbau, Umbau bis zum Ersatzbau von
Gebauden, zur Fallung von Baumen und zum Bau von Nebenanlagen, wie Carports, Gara-
gen und Gartenhdusern, dulert. Eine wesentliche Ursache liegt in dem Generationenwech-
sel, denn die Erbauergeneration ist aus Altersgriinden dabei, ihre Hauser, meist innerhalb
der Familie, zum Teil aber auch an "Fremde", abzugeben mit der Folge, dass dabei nicht
immer die ortsbildpragenden baulichen Eigenarten der Siedlung aufgenommen und durch
behutsame Einfugung des Neuen bericksichtigt werden. Die Regelungsdefizite des jetzigen
Ortsrechts werden durch mehrere Bauvorhaben veranschaulicht, welche nicht zur "Verscho-
nerung" bzw. Erhaltung der Eigenart beigetragen haben. Die Verwendung untypischer Bau-
weisen und Materialien, die sich nicht in das Ortsbild einfigen, hat ebenfalls zugenommen.
Eine Befragung unter der Anwohnerschaft hat ergeben, dass zahlreiche weitere Eigentlimer
im Plangebiet umfassende Anderungen an ihrer Bausubstanz planen, z. B. Dachausbau mit
Dachgauben (33 - im Vergleich zu 6 vorhandenen Gauben), Anbauten (16), Wintergéarten
(30), Aufsparrend@dmmung (34), Solaranlagen (29), usw.

Neben den verstandlichen Wiinschen nach groReren Wohnflachen und zeitgeméaRer bau-
technischer Gestaltung, insbesondere im Hinblick auf Energie sparende Bauweisen sowie
nach individuellen Spielrdumen als wichtigste private Interessen, ist auch die Ricksichtnah-
me auf die nachbarlichen Belange und auf die hohe stédtebauliche Gesamtqualitat geboten.
Daher sollen mit Hilfe dieser Satzung einerseits erweiterte Nutzungs- und Gestaltungsspiel-
raume geschaffen und andererseits die wesentlichen Gestaltungselemente definiert und be-
wahrt werden. Im Siedlungsgebiet "Wenscht" sollen in dem erhaltenswerten Ortsbild abtrag-
liche Veranderungen, Fremdkorper und Stérungen kiinftig vermieden werden.

Der wichtigste Ansto3 fir die Planung kam von auf’en. Nach einer denkmalpflegerischen
Beurteilung des Landesamtes fiir Denkmalpflege in Westfalen beim Landschaftsverband
Westfalen-Lippe (LWL) vom 04.11.2005 ist die gesamte Wohnsiedlung "Vorderes Wenscht"
als Teilbereich der Siedlung "Das Wenscht" denkmalwiirdig i. S. v. § 2 DSchG NRW. Fir die
Siedlungsteile "Obere Wenscht" und "Hintere Wenscht" liegen keine derartigen Bewertungen
vor. Diese Beurteilung I0ste in der Bewohnerschaft groRRe Beflirchtungen und Proteste aus.
Rasch bildete sich eine Blrgerinitiative gegen die bevorstehende Eintragung in Form der
"Interessengemeinschaft Vorderes Wenscht", kurz |G Wenscht.

Der flr die Eintragung von Denkmalen zustandige Kulturausschuss der Stadt Siegen hat in
seiner Sitzung vom 31.08.2006 beschlossen, die Eintragung so lange zurlickzustellen, bis
die im Rat am 30.08.2006 beschlossene Einwohnerversammlung durchgefuhrt worden ist.
Diese Einwohnerversammlung fand am 17.10.2006 unter groftem oOffentlichen Interesse
statt. Als Ergebnis der Einwohnerversammlung wurde festgehalten, dass zunéchst ein Auf-
stellungsbeschluss fir den Bebauungsplan "Vorderes Wenscht" gefasst wird und mit den be-
troffenen Blirgern ein Entwurf fliir die zugehorige Gestaltungssatzung erarbeitet wird. Erst
dann solle Uber die Eintragung entschieden werden. Daraufhin hat sich im "Vorderen
Wenscht" eine Arbeitsgruppe aus 10 Vertretern der Birgerschaft (gewahlte Vertreter der
"Interessengemeinschaft Vorderes Wenscht" aus verschiedenen Teilbereichen der Siedlung)
und 2 Mitarbeitern der Bauverwaltung mit sehr groRem Einsatz dieser Aufgabe gewidmet.



Sie wurde von den Bilirgermeistern Stotzel und Mues sowie Herrn Stadtbaurat Brune person-
lich begleitet. Mit den fachlichen anspruchsvollen, teils sehr kontroversen und schwierigen
Beratungen wurde am 08.02.2007 begonnen. Teilweise waren bei den Beratungen bis zu 19
Personen anwesend.

Nach elf abendlichen Sitzungen, teilweise bis nach Mitternacht, zuletzt am 13.10.2008,
konnte die endgliltige Fassung der Gestaltungssatzung im November 2008 ausgearbeitet
werden. Die Entwurfsfassung der Beschlussvorlage wurde am 11.11.2008 von den Blrger-
vertretern bestatigt: Vom LWL - Landesamt fur Denkmalpflege in Westfalen - wurde Zustim-
mung signalisiert. In den kleineren Arbeitsgruppen "Hinteres Wenscht" und "Oberes
Wenscht" waren die Verhandlungen schon seit September 2007 abgeschlossen. Die Siedler-
gemeinschaft Wenscht hatte mit Schreiben vom 15.10.2007 (Eingang) darum gebeten, die
drei Gestaltungssatzungen gleichzeitig zu beschlieRen bzw. in Kraft zu setzen. Diesem
Wunsch wurde seitens der Verwaltung Rechnung getragen, indem bis zur gemeinsamen Be-
schlussvorlage abgewartet wurde.

Wahrend sich durchgehende Gestaltungsprinzipien in Wohnsiedlungen im Eigentum von
Gesellschaften oder Genossenschaften zwischen der Kommune und dem bzw. der Eigenti-
merin sehr gut vereinbaren und durchsetzen lassen, trifft dieses Ansinnen bei Einzeleigen-
tum haufig auf den erbitterten Widerstand der Eigentiimer, die sich nicht "bevormunden",
"gangeln", kurz in ihrer individuellen Gestaltungsfreiheit beschrénken lassen wollen. Die per-
soénlich-emotionale Betrachtungsweise Uberlagert vielfach die fachliche bzw. sachliche Dis-
kussion von Gestaltungsanforderungen und erschwert den Meinungsaustausch. Nicht zuletzt
aufgrund dieser Problemlage sieht das Gesetz bei dem Erlass von Gestaltungssatzungen
keine Blrger- bzw. Offentlichkeitsbeteiligung vor. Der nach teils harten Kontroversen ge-
meinschatftlich erarbeitete Satzungsentwurf ist ein wichtiges Zeichen fiir den gemeinsamen
Willen, durch aktives Handeln im Sinne der Baukultur die Identitdt des Wenscht zu erhalten
und zu férdern. Obwohl keine Blrgerbeteiligung vorgeschrieben ist, wurde hier in einem sehr
groflen Umfang eine Beteiligung praktiziert. Es bleibt zu wiinschen, dass dieser beiderseits
hohe Aufwand sich durch eine ebenso hohe Akzeptanz der Regelungen, gestiegene Sensi-
bilitat oder Fortflihrung des hohen birgerschaftlichen Engagements fiir die Erhaltung der
Siedlung auszahlt.

Die erfolgte intensive Biirgerbeteiligung hat auch den Vorteil, dass die erforderliche ange-
messene Abwagung der privaten Interessen der Eigentliimer mit den 6ffentlichen Belangen
klar erkennbar ist, indem die privaten Interessen in den Verhandlungen vorgetragen, doku-
mentiert und berlcksichtigt wurden. Hierzu ist auf die Protokolle der Versammlungen der
Arbeitsgruppen hinzuweisen, die bei der Stadtplanung eingesehen werden kénnen. Im Ubri-
gen ist jede Regelung der Satzung auf ihre Angemessenheit zu Uberpriifen. Auch fiir das
weiterzufiihrende Bebauungsplanverfahren wurden in der Arbeitsgruppe bereits die zentra-
len Themenbereiche diskutiert (Verkehr, Griin, Nutzungsstruktur), es konnte jedoch noch
nicht mit férmlichen Beteiligungsschritten begonnen werden. Zur Sicherung der Planung
wurde am 18.04.2007 eine Veranderungssperre fiir das "Vordere Wenscht" beschlossen.

Da der mit den Anwohnervertretern abgestimmte Satzungsentwurf fir das "Vordere
Wenscht" die wesentlichen Ziele der stadtebaulichen und gestalterischen Denkmalpflege be-
inhaltet, kann einvernehmlich mit dem LWL - Amt fir Denkmalpflege in Westfalen - mit
Rechtskraft und unter Beachtung und Anwendung der Gestaltungssatzung "Vorderes
Wenscht" auf eine Unterschutzstellung dieses Siedlungsbereiches verzichtet werden.

Dies gilt jedoch nicht fir besonders schiitzenswerte Einzelobjekte wie:

>> Talraum mit Anger, Vorplatz und Schwanenteich inklusive der Skulpturen
>> |aubenganghéduser am Fichtenweg
> Geschaftszentrum "Kaufhof' am Hans-Bdckler-Platz



>> Katholische Kirche St. Maria Immaculata

>> Evangelische Wenschtkirche mit Gemeindezentrum

>> Kiefernweg 12 (KV 661)

>> Ziegeleistrale 19 (KV 375)

>> kiinstlerische Arbeiten als freie Skulpturen oder wandfeste Arbeiten

Diese Siedlungselemente sind als Einzeldenkmale unter besonderen Schutz zu stellen.
2. Entstehungsgeschichte und Siedlungsstruktur

"Das Wenscht" wurde als neuer Siedlungsteil des Ortsteils Geisweid der ehemals selbst-
standigen Gemeinde Klafeld errichtet, der als Standort der Stahlwerke Sudwestfalen mit die-
sen nach 1950 einen starken Aufschwung nahm. Die grof’e Zahl zuziehender Stahlarbeiter,
auch viele Vertriebene und Fliichtlinge, musste rasch mit Wohnraum versorgt werden. So ist
es insbesondere der Initiative des damaligen Arbeitsdirektors der Stahlwerke, Herrn Dr. Erich
Dudziak, zu verdanken, dass dieses grofte Neubauprogramm in Geisweid aufgelegt wurde.

Die alteren Siedlungsteile "Hinteres Wenscht" (1. BA) und "Oberes Wenscht" (2. BA) mit ty-
pischen Siedlungshausern und einigen Sonderbauten wurden auf ehemaligen Haubergsfla-
chen (ca. 30 ha) zwischen 1952 und 1954 unter groRem personlichen Einsatz der spateren
Hausbesitzer und Bewohner errichtet. Unter Einsatz erheblicher 6ffentlicher Férdermittel im
Rahmen eines Schwerpunktprogrammes der Bezirksregierung Arnsberg konnte im 3. BA
zwischen 1955 und 1961 das "Vordere Wenscht" auf ehemaligen landwirtschaftlichen Fla-
chen erschlossen und bebaut werden. Im Unterschied zu den bisherigen, konventionellen
Siedlungshausern des 1. und 2. BA wurden nun v. a. moderne Bauformen in einer grof3en
Bandbreite und ebensolchen Dimension verwirklicht. Entgegen einer weit verbreiteten An-
nahme ist das Wenscht also nicht "gewachsen", sondern als stadtebauliche Einheit geplant
und gebaut.

Abb.1 Stiddtebauliche Planbereiche

Grinflachen

Spielfidchen

% Wasserflachen

aus: Werner Seelbach: "Die Wenscht-Siedlung in Geisweid, Kreis Siegen", Bauamt und Gemeindebau, Bd. 36, 1963




Die stadtebauliche Generalplanung lag in der Hand von Herrn Baurat a. D. Dipl.-Ing. Karl
Brunne (Hemmerde). Teilbereiche im "Hinteren" und "Vorderen Wenscht" wurden von der
Westfélische Wohnstétten AG aus Dortmund, andere von dem renommierten Stuttgarter Ar-
chitekten Helmut Erdle bearbeitet. Im stadtebaulichen Ursprungsentwurf des "Vorderen
Wenscht" waren folgende Bauten vorgesehen: 220 Eigenheime, 310 Mietwohnungen, 1 Le-
digenheim mit 60 WE, 1 Geschaftszentrum mit 20 Wohnungen (ges. 610 WE) sowie die
evangelische und katholische Kirche, Schule und Kindergarten.

Naturverbunden, frisch und lebendig war die Konzeption, die gegen einige Widersténde in-
nerhalb der Politik durchgesetzt wurde. Sinnbild dieser Widersténde ist die Skulptur des Hir-
tenjungen, der eine storrische Ziege den Berg hinaufzieht, am Eingang in die Siedlung
(Wenschtstralle). Auch die neuartigen Bau- und Wohnformen wie z. B. die Reihenhauser,
waren zunéchst sehr umstritten.

Insgesamt entstanden bis 1961 ca. 1.600 Wohnungen fiir 5.000 Menschen auf einer Flache
von ca. 65 ha. Besonders bemerkenswert ist die "bunte Vielfalt" verschiedenster Haustypen
und Wohnformen, die aus der natiirlichen Ausgangssituation, insbesondere der Topografie
und Landschaftsstruktur, entwickelt und in einer harmonisch abgestimmten Weise kombiniert
wurden. Das Zitat des Architekten Erdle ("bunte Vielfalt") wird hdufig falsch verstanden; denn
so "bunt" (= verschiedenartig) die Gebaudevarianten waren, so einheitlich war die Bau- und
Fassadengestaltung in der Entstehungszeit. Erdle warnte sogar vor einer "missverstandenen
Individualitat", die dem Entwurfsgedanken zuwiderlauft.

Mit Ausnahme einzelner Sonderbauten kamen Eigenheime und Mietwohnh&user bis zu drei
Geschossen zur Ausfihrung. Bauherren der Reihen- und Mehrfamilienhdauser waren damals
die gemeinnitzige Wohnungsgenossenschaft des Amtes Weidenau, die Westfalische Wohn-
statten AG, die Kreiswohnungs- und Siedlungsbau GmbH und die Stahlwerke Sludwestfalen.

Insbesondere von den Architekten Brunne und Erdle wurden neuartige und im Siegerland bis
dato einmalige Bauformen und Bautypen entwickelt wie die Laubengangh&auser, die gestaf-
felten Reihenhduser und die "Etageneigenheime”. Begonnen wurde 1955 mit den "Reihenei-
genheimen" im Osten, der sog. "Nordflanke". Danach folgten die Geschossbauten oberhalb
der Wenschtstralke (1956) und die Laubenganghauser und weiteren Geschossbauten im
Fichtenweg, der sog. "Sldflanke" (1957). Ebenfalls 1957 wurde auch der Grofteil der Hau-
ser am Jasmin-, Goldregen- und Schwarzdornweg erbaut. Im Bereich des heutigen Kiefern-
und Ginsterweges ("Waldsiedlung") wurden 1958/1959 noch 40 Eigenheime und 90 Miet-
wohnungen (ges. 130 WE) ergénzt. 1959/1960 wurden auch der sog. "Kaufhof" und die Be-
bauung an der Wenschtstrafle mit 2 Hochhausern und 27 "Etageneigenheimen” errichtet. In
den 60er Jahren und in Einzelféllen noch spater wurden noch einzelne Geb&ude ergéanzt.
Insgesamt wurden auf ca. 75 ha ca. 1.700 Wohnungen errichtet.

Das Erschlielungsnetz im Wenscht bildet ein System, das dem Blutkreislauf von Lebewesen
nachgebildet ist. Die verwirklichten stadtebaulichen, architektonischen und freiraumgestalte-
rischen Konzepte waren flr die damalige Zeit héchst innovativ. Bei dem vorrangigen Bem-
hen um schnelle, kostenglnstige Schaffung von Wohnraum wurden die qualitativen Aspekte
des Wohnumfeldes und Stadtebaues nicht vernachlassigt. Dies offenbart sich auch in zahl-
reichen Kunstwerken am Bau und im &ffentlichen Raum. Die Entstehungszeit, Dimension
und Konzeption der Siedlungsanlage begriinden ihre landesweite siedlungshistorische Be-
deutung. Innerhalb der Stadt Siegen nimmt das Wenscht eine herausragende Stellung hin-
sichtlich der stadtebaulichen Bedeutung ein.

Als typisch flr die Entstehungszeit miissen jedoch auch die mindere Qualitdt der Baustoffe
und -ausfiihrung sowie die teils beengten Raumverhéltnisse gesehen werden. Zu dem Um-
gang mit dem begrenzten Raum wurde 1955/1956 eine spezielle Musterschau "Wohnraum-
gestaltung" durchgefiihrt, wo u. a. Moblierungstipps gegeben wurden.



Als besonders pragend ist das durchdachte und groRzlgige System o6ffentlicher und privater
Grunflachen zu betrachten, welches die Bezeichnung "Gartenstadt" rechtfertigt. Im &ffentli-
chen Bereich ist eine Vielzahl von abwechslungsreichen und attraktiven Freifladchen, sowohl
fir Ruhe und Erholung als auch fir Aktivitdten wie Sport und Spiel vorhanden. Die Grinfla-
chen, die aus den natiirlichen Landschaftselementen entwickelt sind, werden durch Wasser-
flachen und Kunstwerke bereichert.

Die privaten Freiflachen sind mit gleicher Sorgfalt geplant. In den 200 bis 300 m? grofen
Hausgarten waren urspriinglich auch "bescheidene Gemisegéarten - fir den Appetit, nicht
den Kochtopf" untergebracht. Kleinviehhaltung war streng untersagt. Die Hausgarten wurden
konsequent durch Hainbuchenhecken gegeniiber den Nachbarn und den ErschlieBungswe-
gen abgeschirmt.

Die Vorgarten der Reiheneigenheime wurden einst urspriinglich ebenso wie die Gemein-
schaftsgriinanlagen von der Gartnerkolonne der Stahlwerke Sidwestfalen gepflegt. Man
kann sich leicht vorstellen, dass die gepflegten Anlagen mit Schwanenteichen und Wasser-
spielen sowie vielfaltigen Spiel- und Erholungsméglichkeiten ein besonders schones Wohn-
umfeld boten. Lange galt das attraktive Wenscht als "Vorzeigesiedlung". Mit der Ubertragung
der Grinflachen an die Stadt Siegen am 01.01.1987 entfiel auch die aufwandige Unterhal-
tung durch die Stahlwerke.

3. Ortsbildanalyse, gestaltpragende Merkmale

Die Grundlage der Planung bildeten eine umfassende Auswertung der Bauakten sowie Be-
standsaufnahmen vor Ort. Aus beiden Teilen, der Ausgangslage (genehmigte Ursprungsform
der Bebauung) und den zwischenzeitig erfolgten Anderungen, die im Zuge der Bestandsauf-
nahmen ermittelt wurden, konnten die wesentlichen Gestaltungselemente der Siedlung in
ihrer heutigen Gestalt ermittelt und dokumentiert wurden. Die Geb&ude sind im Wesentlichen
Typenbauten, die - teilweise in Variationen der Ausrichtung oder Auflenmale - in vielfacher
Ausfiihrung gleichartig errichtet wurden. Die im Gebiet vorhandenen ca. 34 unterschiedlichen
Gebéaudetypen (zuzlglich Sonderbauten) und das Baujahr der Geb&ude sind kartiert. Der
Ubersichtsplan der Geb&udetypen ist als Anlage 2 beigefugt.

Zur besseren Beurteilung und Steuerung der kiinftigen Entwicklung wurde die Siedlung nach
den Ergebnissen der Bestandsanalyse in einzelne Teilbereiche mit unterschiedlicher Nut-
zung und/oder Bebauung gegliedert (Anlage 1 zur Satzung).

Unterschieden werden die raumlichen Teilbereiche:

A ="Kaufhof" / Stadtteilzentrum
B = Hochhauser, Offentliche Bauten und Kirchen
C = Reihenhauser C 1 zwischen Wenschtstralte und Ziegeleistralle
C 2 Albert-Noll-Stralke; Kiefernweg, Goldregenweg,
Schwarzdornweg und Ginsterweg
C 3 slidlich der WenschtstralRe
D = Laubengangh&user und andere schiitzenswerte Geschossbauten
E = sonstige Gebaude

Die Eigentumsverhaltnisse sind fiir die Festsetzungen ohne Belang; die Teilbereiche wurden
nach den gestalterischen Besonderheiten gebildet. Nachfolgend werden die wesentlichen
Merkmale beschrieben, welche in Kapitel 4 noch weiter detailliert werden:

Die duRere Gestalt der Einzelgebdude wie auch die Wirkung des Ensembles wird im We-
sentlichen von der Dach-, Fassaden- und Freiraumgestaltung bestimmt. Obwohl in den Uber
50 Jahren des Bestehens der Siedlung zahlreiche Veranderungen stattgefunden haben, sind
die typischen, gestaltpragenden Kennzeichen noch zu erkennen.



Die Siedlung fallt zunachst durch ihre enge Verbindung und harmonische Einfligung in den
Landschaftsraum auf. Daher kommt dem Schutz der gewachsenen und ortsbildprdgenden
Freiraumstruktur eine besondere Bedeutung zu. Die unterschiedlichen Prinzipien einzelner
Bereiche sind klar erkennbar: Der offene Parkcharakter der Geschossbautenzone D steht in
- gewolltem - Widerspruch zu den kleinteiligen Reihenhausstrukturen in C 1 und C 2 mit
durchgangiger, enger Zuordnung eines schmalen Hausgartens zu jedem Haus, wo die Ord-
nungs- und Schutzfunktion der grenzstdndigen Hainbuchenhecken augenféllig ist. Sonder-
bauten mit den zugehorigen Freirdumen wurden gezielt platziert und gestaltet.

Das typische Erscheinungsbild des Siegerlandes ("helles Haus, dunkles Dach") findet eine
geféllige Auspragung in den zurlickhaltenden Pastellténen der 50er Jahre und braunroten
Ziegeldachern. Die Gestaltung ist "einfach" im besten Sinne: bescheiden, schnorkellos, zu-
rickhaltend und geradlinig. Ebenso schlicht sind die Materialien: Putz, Ziegel und Holz. Die
Bauweisen sind modern, d. h. fir die Entstehungszeit charakteristisch. Die durchgefiihrten
Veranderungen betreffen in erster Linie Materialien: So wurden Haustiiren und Fenster viel-
fach erneuert (in Kunststoff statt Holz) und der siegerlandtypische Schiefer hielt Einzug, etwa
als Ersatz fUr die urspringliche Holzbekleidung in C 1. Die wichtigsten Veranderungen sind
gebdudebezogen dokumentiert:

Anbauten, Wintergarten, Vorbauten, Balkone, Vordacher, Terrassenliberdachungen
Erneuerung der Dacheindeckung, Dachaufbauten und -einschnitte, Solaranlagen
Veranderung der Dachibersténde

Dammung an Dach und Fassade

Veranderung von Offnungen, Veranderung von Loggien, Vor- und Riickspriingen

Fassadenbekleidungen wie Holz, Schiefer, Klinker, Fliesen
(Entfernung urspriinglicher Bekleidungen, Ersatz von Materialien, neue Bekleidungen)

Ersatz von Fenstern und Tlren
auflenliegende Rollladenkéasten
Stellplatze, Carports, Garagen
Hecken, Vorgéarten, Einfriedungen

YYVYY YVYVYVYVYY

Mit den Blrgern wurde intensiv diskutiert, welche Veranderungen kiinftig beabsichtigt sind
bzw. gewunscht werden. Dabei wurde die Zulassigkeit von Dachgauben nach Siiden stets
als wichtigste Option genannt. Grofken Wert legten die Blirger auch auf méglichst grofie ge-
stalterische Freiheit in den nicht einsehbaren Bereichen. Heftig gekdmpft wurde um den
Baustoff "Klinker", der aufgrund seiner Langlebigkeit und Pflegeeigenschaften von vielen
Blrgern geschatzt wird - obwohl er im charakteristischen Erscheinungsbild der Siedlung kei-
nen Platz hat. Die in Klinker ausgefiihrten Gebaude sind in Anzahl und Umfang bisher nicht
malistabsbildend.

Aufgrund der Topografie ist die Dachgestaltung besonders wichtig. Im gesamten Gebiet wa-
ren urspringlich durchgehend flach geneigte Satteldacher bzw. Flachdéacher ohne Dachauf-
bauten (Gauben) und ohne Kniestock (Drempel) vorhanden. Es entstand eine homogene
Dachlandschaft, welche die Formen der Landschaft nachzeichnet. "Ruhig" wére der falsche
Begriff, weil die Topografie ebenso wie die ihr folgenden Geb&udeformationen sehr bewegt
ist; dennoch ist die Linienflinrung der Firste und Traufen und die Flachenkomposition aus-
gleichend. Da vielfach noch die urspriinglichen Dacher vorhanden sind, ist die positive Wir-
kung gleichméRiger, einheitlicher Dachflachen noch gut erlebbar, andererseits wirken die
wenigen gestalterisch nicht abgestimmten Veradnderungen in Material, Farbe oder Hohe be-
sonders storend.



Die in geringer Zahl nachtraglich errichteten Dachgauben (z. B. an 6 Gebauden in Teilbe-
reich C) oder Dacheinschnitte sowie Veranderungen der Dacheindeckung (bunte oder hoch-
glanzende Materialien) sind gerade deswegen besonders nachteilig - sie bringen Unruhe und
wirken als Fremdkdrper. Dies gilt insbesondere dann, wenn sie vom &ffentlichen Stral3en-
raum und/oder aufgrund der Hanglage in der talseitigen Hauptansicht weithin sichtbar sind.

Die Bestands- bzw. Ortsbildanalyse wurde den Festsetzungen der Satzung zugrundegelegt.
Die umfangreichen Unterlagen kdnnen bei der Stadtplanung eingesehen werden.

4. Erldauterung der Satzungsinhalte

Die Ermachtigung zum Erlass értlicher Bauvorschriften zur dufleren Gestaltung baulicher
Anlagen und zur Formulierung besonderer Anforderungen an bauliche Anlagen und Werbe-
anlagen gem. § 86 Abs.1 und 2 BauO NRW ist durch die stadtebauliche Bedeutung der
Siedlung und ihrer erhaltenswerten Eigenart gegeben, unabhéngig von einer eventuellen
zusatzlichen kinstlerischen und geschichtlichen Bedeutung des "Vorderen Wenscht" im Sin-
ne des Denkmalschutzes.

Die (zwingenden) Festsetzungen wurden so ausgewahlt, dass sie zur Wahrung des individu-
ellen, typischen Charakters der Siedlung im Sinne einer positiven Gestaltungspflege erfor-
derlich sind. Es wurde versucht, jeweils die Balance zwischen Erhaltung typischer Merkmale
einerseits und moglicher Veranderung zur Sicherstellung der erforderlichen Spielrdume zur
Modernisierung und Individualisierung zu finden.

Wie bereits angesprochen, sind stérende Verénderungen besonders nachteilig, wenn sie
vom offentlichen Stralenraum und/oder aufgrund der Hanglage in der talseitigen Hauptan-
sicht weithin sichtbar sind. Auf die Bewahrung des urspriinglichen Erscheinungsbildes der
Wohnh&user zur StralRenfront wird daher prinzipiell ein hoherer Wert gelegt, wahrend zur
Gartenseite haufig groRere gestalterische Spielrdume gewahrt werden konnen. Die Zulas-
sigkeit storender Veranderungen wird - wo méglich - auf die nicht einsehbaren Gebaudesei-
ten (i. d. R. Rickseite / Gartenseite) beschrankt. Es wird jedoch empfohlen, einheitliche Ge-
staltungsprinzipien "rund um Haus und Garten" anzuwenden.

Die Bebauung ist in Teilbereichen, z. B. nordlich der Albert-Noll-StraRe (friiher Damasch-
kestralRe) in Teilbereich C 2 sowie sidlich der Wenschtstralle (Teilbereich C 3), von beiden
Seiten offen einsehbar, so dass hier urspriinglich das sog. "Einseitigkeitsprinzip" entwickelt
wurde mit Beschrankung nachteiliger Eingriffe auf die vom Haupteingang (Frontseite) abge-
wandte Gebaudeseite / Rickseite. Dieses Prinzip erwies sich in den Verhandlungen mit den
Anwohnern als nicht mehrheitsfahig.

Einige Themenbereiche der Gestaltungssatzung, insbesondere die Zuldssigkeit von Anbau-
ten sowie von Stellplatzen, Carports und Garagen wurden im Hinblick auf die mdglichen
Planfestsetzungen bereits ausfiihrlich diskutiert, ohne dass sich das Ergebnis in der vorge-
legten Gestaltungssatzung vollstandig widerspiegelt. Erst mit der Neuaufstellung des Bebau-
ungsplanes ergibt sich ein vollstindiges Bild. Es ist nicht zuldssig, mit Ortlichen Bauvor-
schriften in Konkurrenz zu den Planfestsetzungen gem. § 9 BauGB zu treten, d. h., sobald es
eine Festsetzungsmaoglichkeit im Bebauungsplan gibt, hat sich die Gestaltungssatzung zu-
rickzuhalten. Ausnahmen gelten nur fir die in § 86 BauO NRW eindeutig aufgefiihrten Re-
gelungserméachtigungen. So kann z. B. die Zulassigkeit von Stellplatzen in der Ge-
staltungssatzung nur innerhalb von Vorgéarten aus gestalterischen Griinden (Erhaltung des
StralRenbildes) geregelt werden. Die Ortlichen Bauvorschriften sind immer gestalterisch mo-
tiviert und dienen nicht der Steuerung der Grundstlicksnutzung.



Grundsétzlich wurde berlicksichtigt, dass sich die Lebensverhaltnisse seit der Errichtung der
Siedlung erheblich verandert haben. Kein Bewohner soll in die 50er Jahre zurlickversetzt
werden. Der gestiegenen Anzahl an Pkw und den geénderten Wohnbedurfnissen und -an-
spriichen wurde ebenso Rechnung getragen wie den veranderten gebaudetechnischen An-
forderungen, z. B. an den Warmeschutz und der Beibehaltung individueller Gestaltungsspiel-
raume flr die Hauseigentiimer. Diese Spielrdume bestehen vor allem in den nicht raumwirk-
samen Bereichen (z. B. Gebauderickseiten und Innenrdume) sowie bei den raumwirksamen
Bereichen innerhalb des neu gesetzten Rahmens.

Zu den Paragrafen der Satzung im Einzelnen sind folgende Hinweise zu erganzen:

§ 1 Bestandteile der Satzung

Die Satzungsbestandteile sind abschlielend aufgefihrt.

In einer méglichen Gestaltungsfibel oder Handreichung an die Bewohner kdnnen nachtrag-
lich weitere, jedoch nicht verbindliche Skizzen und Gestaltungsbeispiele erarbeitet werden.

§ 2 Raumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der Satzung ist durch die ortslibliche Bezeichnung "Vorderes Wenscht"
und dem zugehérigen Ubersichtsplan als Anlage 1 der Satzung bestimmt und genau abge-
grenzt. Die Satzung tragt dieselbe Bezeichnung wie der zugehdrige Bebauungsplan Nr.
361.3, der sich noch im Aufstellungsverfahren befindet.

Entsprechend der vorhandenen Strukturen wurde die Siedlung in einzelne Teilbereiche mit
unterschiedlicher Nutzung und/oder Bebauung gegliedert (A-E, vgl. Anlage 1 zur Satzung).
Waéhrend die Bereiche A bis D jeweils durch dominante, klar ablesbare staddiebauliche
Strukturen mit verbindenden, gemeinsamen Gestaltungsmerkmalen gekennzeichnet sind,
bildet der Bereich E eine "Auffanggruppe" fir einzelne Objekte oder Gruppen von Objekten,
die im gesamten Gebiet verteilt sind und entweder spéater hinzugefligt wurden oder keine
gestaltpragende Bedeutung besitzen. Auch fiir den Teilbereich E konnten jedoch gestalteri-
sche "Mindestanforderungen" an das Einfiigen in die Siedlung mit entsprechend niedrigerer
Festsetzungsscharfe formuliert werden.

Die Festsetzungen der Satzung gelten generell in A - E, sofern Ausnahmen nicht ausdrick-
lich formuliert sind.

§ 3 Sachlicher Geltungsbereich

Der sachliche Geltungsbereich ist als eindeutige Regelung formuliert. Die 6rtlichen Bauvor-
schriften gelten fir alle MaRnahmen innerhalb des raumlichen Geltungsbereiches, sowohl im
Bestand als auch fur Neubauten; auf bebauten wie unbebauten Grundstlicken.

Durch die Satzung werden kraft Gesetzes neue Genehmigungspflichten geschaffen, die je-
doch durch eine méglichst unbirokratische Anwendung zugunsten der Burger weitgehend
vereinfacht werden sollen. Konkret ist vorgesehen, die Genehmigung der gestalterischen
Veranderungen analog zum Freistellungsverfahren anzuwenden. Bei einfachen MalRnahmen
genligt ein formloser Antrag, auf den binnen 4 Wochen eine Reaktion der Behdrde erfolgen
muss, sonst gilt die Malnahme als genehmigt. Eine weitere Erleichterung kdnnte die geblh-
renfreie Bearbeitung sein. Beides gilt nur fir generell nicht baugenehmigungspflichtige Mal3-
nahmen.



§ 4 AuRere Gestaltung der baulichen Anlagen
(1) Kubatur, Gebaudestellung

Die der Landschaft angepasste Gebaudeanordnung ist von besonderer Bedeutung fir die
Eigenart der Siedlung. Jedes einzelne Gebaude, seine Stellung und Ausrichtung ist Teil der
Gesamtkomposition und damit erhaltenswert.

Typisch fir die Bauzeit waren relativ kleine Loggien, Balkone sowie Vor- und Ruckspringe,
welche die Gebaudekuben gliederten. Die Loggien und Balkone sind flr die heutige Zeit zu
kleinflachig und daher kaum noch adéquat nutzbar. Diese Fassadenelemente sind dennoch
ebenso wie die Laubengénge bestimmter Geschossbauten in besonderem Male gestaltpra-
gend. lhr Verlust wird in Teilbereich C1 nur deshalb akzeptiert, um die sehr geringe Wohnfla-
che vergréfern und die Nutzbarkeit der Innenraume verbessern zu kénnen. Zugleich wird die
Erhaltung des Gesamtbildes der Fassade auch bei einem Schlieen der Loggien und Rick-
spriinge vorausgesetzt. Die Uberlegung, einen reduzierten "Ansatz" des Riicksprunges bei-
zubehalten, wurde verworfen. Weitere "Erleichterung" bringt die Zulassigkeit, Balkone im EG
durch Terrassen ersetzen zu dirfen, was z. B. die Einrichtung von zeitgeméfRen Terrassen
oder Mietergarten erlaubt.

(2) Dacher

Nr.1 Dachform und Dachneigung

Da die Dachlandschaft nicht zuletzt aufgrund der bewegten Topographie im Wenscht ein
entscheidendes Gestaltungselement ist, wird auf die Erhaltung einer homogenen Dachland-
schaft besonderer Wert gelegt. Die urspriinglich geplante Dachform und Dachneigung ist
beizubehalten. Durchgehende Trauf- und Firstlinien von Hausgruppen sind aufzugreifen.
Beim Dachiberstand wurde ein geringer Erweiterungsspielraum zugelassen, der heutigen
technischen Bauweisen, z. B. zur Ortgangausbildung, entspricht. Der Regelfall waren einst
sehr geringe bzw. fehlende Dachiiberstande.

Da es aufgrund der Eigentumsverhaltnisse nicht immer maglich ist, alle Hauserzeilen gleich-
zeitig und in einheitlicher Form zu modernisieren, wurde z. B. eine zeitweise Héhendifferenz,
etwa wegen Dad&mmmalnahmen im Dachbereich, zugelassen. Bezliglich der zuldssigen Ma-
terialien (Ziegelform und -farbe) wurde unter Nr. 5 dieses Absatzes ein Rahmen vertraglicher
Gestaltungsmaoglichkeiten abgesteckt, welche die Einheitlichkeit der Gruppe wahrt. Bei die-
ser Verfahrensweise setzt allerdings der "Erste" einer zusammenhangenden Baugruppe den
gestalterischen Rahmen fiir die gesamte Gruppe, so dass eine gemeinsame Abstimmung im
Vorfeld der ersten Dachsanierung dringend empfohlen wird.

Bei den in der Siedlung vorkommenden Flachdachern wurde die Hohe einer eventuellen At-
tika ebenso wie ihr waagerechter Uberstand begrenzt, um Uberdimensionierte Ausbildungen
klnftig zu vermeiden.

Nr. 2 Drempel

Drempel (Kniestdocke) waren urspriinglich nicht vorgesehen, da die Dachbdden nicht als
Wohnraum konzipiert waren. Ausnahmen sind nur auf der Gebauderiickseite von Haustyp A
(OW)2 als Raumgewinn fur den Treppenraum vorzufinden.

Drempel sind insbesondere von Bedeutung, wenn nachtragliche Dachausbauten ermdglicht
werden sollen, um mehr Raum im Dachgeschoss zu gewinnen. Bei den Diskussionen Uber
Erweiterungsoptionen, die letztlich zugunsten der Zulassigkeit von Dachaufbauten entschie-
den wurde, waren daher Aufstockungen mittels Drempel eine Alternative, insbesondere an
den Héhenversatzen in den Gruppen.
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Diese Alternative ist mit der Entscheidung fir Dachaufbauten ohne Einschrankung der Ge-
baudeseite entfallen, da sonst die Einheitlichkeit der Bauzeilen ganzlich verloren ginge.

In der Konsequenz sind Drempel nur bei frei stehenden Gebauden im Teilbereich E erlaubt.

Nr. 3 Dachaufbauten

Dachaufbauten waren urspriinglich nicht vorgesehen und bilden heute wenige Ausnahmen.
Dachaufbauten wie Gauben sind zudem nach den Regeln der Baukunst untergeordnete
Bauteile und sollen weder hinsichtlich der Hohe noch der Ausdehnung bzw. Flache das
Hauptdach dominieren. Bei sehr geringen Dachneigungen und kleinen Flachen ist diese Re-
gel nicht einzuhalten; die wenigen nachtraglich eingebauten Dachgauben wirken daher ge-
stalterisch stérend.

Die Konsequenz ware daher der Verzicht auf Dachgauben oder Dachhduser im Vorderen
Wenscht gewesen. Fir die Sonderbauten und besonders schitzenswerten Bereiche A, B
und D sowie Flachdacher und untergeordnete Gebaude und Bauteile wurde dieser Aus-
schluss demzufolge auch festgesetzt. Dachhauser unterscheiden sich von Gauben dadurch,
dass sie nicht eingertickt, sondern aufienbiindig in Verldngerung der AulRenwand errichtet
werden. Das bekannteste Dachhaus ist das sog. Zwerchhaus, mittig mit 90° gedrehtem Sat-
teldach.

Der generelle Verzicht wére zwar gestalterisch optimal gewesen, lield sich aber im Hinblick
auf die erforderliche Anpassung an heutige Wohnbeddrfnisse, insbesondere den gestiege-
nen Wohnflachenbedarf der sehr kleinen Reihenhauser in den Teilbereichen C 1 und C 2 (69
- 82 m? Wohnflache), in der Auseinandersetzung mit den Eigentimern als durchgangige
Forderung nicht aufrechterhalten. Zunachst wurde versucht, Dachaufbauten auf die rlickwar-
tige Seite, die zugleich meist nach Norden weist, zu beschrénken und die Dominanz durch
geneigte Dacher zu mindern. Doch die vorhandenen "Muster" der sog. "Studgaube" auf den
Reihenhausern wurden trotz ihrer negativen Folgen fiir das Erscheinungsbild von den Biir-
gern vehement gefordert.

Ein Kompromiss in diesem zentralen Streitpunkt konnte schliellich erst gefunden werden,
nachdem das Buro plandetail aus Dortmund beispielhaft architektonische Entwirfe fir alter-
native Dachaufbauten bzw. Dachhauser in denkmalgerechter Form fiir den Haustyp A (OW)
1 entwickelt hatte und dariiber mehrfach Verhandlungen mit den Birgervertretern und dem
Landesamt fir Denkmalpflege in Westfalen Uiber denkbare Varianten dieses Entwurfs gefiihrt
wurden. Basis des Entwurfs ist das bewusste gestalterische "Absetzen" der Erweiterung vom
urspriinglichen Baukérper - hier in Form einer sog. "Box" mit Flachdach, die optimalen
Raumgewinn in moderner Architektursprache verspricht. Es existieren mehrere Varianten,
unter anderem eine "kleine" und eine "grof3e" Variante der Dachbox sowie eine baudhnliche
ebenerdige Box als multifunktionaler Erweiterungsbau auf der Gartenseite (vgl. Anlage 3).
Des Weiteren wurde eine aufwéndige Studie iber moégliche Verschattungen von Nachbar-
garten durch die Box erstellt. Die Box hat ihren (englischen) Namen von ihrer einfachen
Quaderform, der zugehorige deutsche Begriff "Schachtel" ist nicht gleichermalen geeignet.
An dieser Box orientieren sich die gestalterischen Vorgaben der Satzung, insbesondere das
vorgegebene Flachdach. Die Materialanforderungen sind an die Fassade angepasst. Durch
die modulare Boxlésung bei den zuldssigen Aufbauten bleibt der "typenhafte" Charakter er-
halten. Zugleich setzen sich die Neuerungen deutlich vom Ursprungsbestand ab, was unter
denkmalpflegerischen Gesichtspunkten besonders wiinschenswert ist. Obwohl nun in den
Teilbereichen C und E Dachaufbauten auf allen Dachseiten zuldssig sind, wird eine Be-
schrankung auf die Gartenseite dringend empfohlen, um die StrafRen- bzw. Talansicht mdg-
lichst unverandert erhalten zu kénnen.
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Die Satzung regelt die zuldssige Gréf3e und Proportion von den in den Teilbereichen C und
E zulassigen Dachaufbauten im Verhaltnis zum Gesamtdach und zur Fassade. Zu den ge-
stalterischen und baurechtlichen Mindestanforderungen gehdort ein seitlicher Mindestabstand
zur Aulenwand, der bei 1,25 m liegt. Zugleich ist jedoch ein Bezug zu den Geb&udeachsen
bzw. Offnungsachsen (horizontale und vertikale Verbindungslinien in der Mitte der Turen und
Fenster) und der Gesamtflache des Daches herzustellen. Dachaufbauten kénnen symmet-
risch innerhalb der Achsen, aber auch mittig zwischen Achsen angeordnet werden. Eine be-
zugsfreie Anordnung (unsymmetrisch) ist damit ausgeschlossen. Es sind nur senkrechte
Wande zuldssig, keine "Trapezformen" oder Phantasiefiguren (Halbkreise, Dreiecke etc.).

Fir die verschiedenen Teilbereiche wurden die maximalen Abmessungen von Dachaufbau-
ten in Breite und Hohe definiert. Diese werden in den Erlduterungsskizzen aus Anlage 2 der
Satzung verdeutlicht. Nur bei den relativ kleinen Geb&uden in den Teilbereichen C 1 und C2
ist ein "groRer" Dachaufbau zuldssig, wahrend durch die Begrenzung auf 5,00 m Breite in
den Ubrigen Bereichen eine Aufteilung in mehrere Gauben erreicht wird. Diese sollten jedoch
moglichst kleiner sein und sich beim Offnungsmaf an den vorhandenen Fenstern orientieren
(Verlangerung der vorhandenen Fensterachsen). Die Gesamtbreite wird in Teilbereich E auf
2/3 der darunterliegenden Wandbreite begrenzt - was sehr groRziigig ist (in vergleichbaren
Satzungen wird i. d. R. als Mal 1/3 bzw. 1/2 gewahlt). Auch dies ist eine Konzession an die
sehr begrenzten Platzverhédltnisse im Dachraum und den weitgehenden Ausschluss von
Drempein.

In beiden Bereichen wird durch die maximale lichte Hohe von 2,20 m eine Uberdimensionie-
rung vermieden. Obwohl hiermit ein gestalterisches Grundprinzip verletzt wird, kann der
Dachaufbau in Teilbereich C 1 auch bis 0,35 m Uber First geflihrt werden, um die bauord-
nungsrechtlich erforderliche Raumhdohe (iberhaupt gewahrleisten zu kénnen. In allen lbrigen
Fallen sind durch die Vorgabe der Raumhdohe im Lichten oder andere Vorgaben gestalterisch
unerwiinschte Uberschreitungen der Firstlinie des Hauptdaches ausgeschlossen.

Nr. 4 Dacheinschnitte

Fur Dacheinschnitte gelten ganz ahnliche Anforderungen wie an Dachaufbauten; jedoch sind
diese ganzlich auf Teilbereich E beschrankt.

Nr. 5 Dacheindeckung

Die zulassige Dacheindeckung wird bezliglich Material und Farbe auf die ursprtinglichen und
heute noch verbindenden Eigenschaften reduziert, d. h. zu verwenden sind schlicht profilierte
Ziegel oder Dachsteine in dunklen Farben im regional- und ortstypischen Farbspektrum
(nicht schlicht profiliert sind z. B. Doppelfalzziegel, Mdnch und Nonne sowie Biberschwénze).
Mehrere nicht ins traditionelle, typische Bild passende Materialien wurden ausgeschlossen.
Unter diesem Punkt wurden analog zu den Dachaufbauten auch die Anordnung und das
MaR von Dachflachenfenstern und andere Verglasungen in der Dachflache beschrankt, um
die dominante Wirkung der Eindeckung zu sichern.

Weiterhin wurden fir Solar- und Photovoltaikanlagen, die prinzipiell zuldssig und win-
schenswert sind, einige wenige gestalterische Vorgaben getroffen.

Nr. 6 Dachentwasserung, Schornsteine

Es wird eine gebietstypische Ausflihrung vorgeschrieben.
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Nr. 7 Fernseh- und Rundfunksempfangsanlagen

Es wurden Festsetzungen getroffen, die eine stérende Haufung oder gestalterische Domi-
nanz von Empfangsanlagen begrenzen. Auf bzw. an jedem Geb&ude darf nur eine Anlage
montiert werden, ggf. als Gemeinschaftsanlage, die farblich an das Dach bzw. die Fassade
anzupassen ist.

(3) Fassaden
Nr. 1 Offnungsschema

Das Offnungsschema soll, insbesondere in den einsehbaren Bereichen, méglichst weitge-
hend erhalten werden. Gebdudeachsen sind horizontale und vertikale Verbindungslinien in
der Mitte der Tiren und Fenster. Tir- und Fensteréffnungen dirfen nur innerhalb dieser
Achsen verédndert werden, wobei zugleich die folgenden Anforderungen zu beachten sind:

Nr. 2 Fenster und Tiiren

Die Fenster sind bis auf die beschriebenen Ausnahmen nur als stehende Elemente (Hoch-
format; hoher als breit) zuldssig. Fenster und Tiren dirfen keine metallisch glédnzenden
Oberflachen oder gewélbten Scheiben (Butzenscheiben o. &.) besitzen. Eine Teilung (Spros-
sen) ist nicht vorgeschrieben, aber wenn diese ausgefiihrt werden soll, auf bestimmte Berei-
che begrenzt und in der Ausflihrung gestalterisch reglementiert.

Dem Birgerwunsch nach einer Nachristung von Rollladen durch aul3enliegende, vortreten-
de Rollladenkasten wurde in den Teilbereichen C und E entsprochen, obwohl dies gestalteri-
sche Nachteile mit sich bringt. Diese Veranderung ist mehrheitlich vorhanden. Aus Kosten-
grinden ist daher in den v. g. Teilbereichen neben der Vorzugsvariante durch Erneuerung
der Fensterstiirze mit flachenblindigen Sturzelementen mit eingebauten Rollladen auch die
Montage von Vorsatz- oder Einsatzsystemen zuldssig, wobei sowohl ein moglichst geringer
Teil der Fensterfliche verdeckt werden soll als auch ein mdglichst geringes Vortreten vor die
Fassade erwiinscht ist; maximal 15 cm sind erlaubt. Die Elemente missen rechteckig und
farblich angepasst sein.

Nr. 3 AuBenwinde, Bekleidungen

Die urspriinglichen Fassadenformen sollen weitgehend beibehalten werden. Um den bishe-
rigen Verdnderungen und modernen Bauweisen Rechnung zu tragen, wird das Farb- und
Materialspektrum angemessen erweitert, ohne die wesentlichen Gestaltungsprinzipien
grundlegend zu verandern.

Die Standardausfiihrung ist ein fein strukturierter Fassadenputz. Nur in den Teilbereichen C
und E sind Bekleidungen zuléssig, die in der Ausfiihrung weitergehend beschrankt sind.

In Teilbereich C 1 ist eine Bekleidung des Obergeschosses verbindlich vorgeschrieben, so-
weit diese gemanR Typengenehmigung (mit vertikaler Holzverschalung) vorgesehen und aus-
gefiihrt war. Diese Vorgabe ist in Zusammenhang mit der Inkaufnahme des Verlustes der
Loggien und Rickspriinge zu sehen, so dass "mindestens" das wichtigste Fassadengliede-
rungselement, nadmlich die Bekleidung im OG, kinftig erhalten wird. Bei den Geb&uden im
Amselweg, Drosselweg und Rehweg wurde die vorgesehene Bekleidung nie ausgefihrt,
weshalb die Ausfiihrung bei diesen Objekten nur empfohlen, aber nicht vorgeschrieben wird.
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Als Bekleidungsmaterial sind nur Holz in vertikaler Ausfiihrung, Schiefer und Kunstschiefer
zulassig. Der regionaltypische Schiefer wurde in die allgemeine Zulassigkeit aufgenommen,
da er vielfach bei nachtréglichen Verdnderungen verwendet wurde - obwohl er urspriinglich
in der Siedlung nicht bzw. kaum vertreten war. Zuséatzliche Bekleidungsmaterialien wie z. B.
Aluwelle, Zinkblech (auch vorbewittert), Faserzement- oder Harzkompositplatten usw. sind
nicht zulassig, damit kein zu unruhiges Bild entsteht.

Nr. 4 Balkone, Loggien und Laubengange

Diese Fassadenbestandteile sind sehr wichtig fir das Erscheinungsbild und miissen daher
auf den einsehbaren Geb&udeseiten erhalten werden. Eine Umwandlung offener Bereiche in
Wintergarten (durch Verglasung) ist nicht zulassig.

Einzelne Ausnahmen sind schon unter § 4 Absatz 1 formuliert. In Teilbereich C 2, an den
versetzten Reihenhdusern zwischen Amselweg und Albert-Noll-StralRe, kénnen bei Einhal-
tung der bauordnungsrechtlichen Vorgaben Terrassen riickseitig aufgesténdert werden.

Balkongelander bzw. -briistungen sind entsprechend der urspriinglichen Ausfiihrungen in
geschlossener Form auszufihren (keine offenen Stahl- oder Holzgelénder).

Nr. 5 Materialien

Fassadenbestandteile und -materialien, die aus der Siedlungshistorie heraus und im Uber-
wiegenden Erscheinungsbild untypisch sind, werden ausgeschlossen. Dies gilt ausdriicklich
unter Beruicksichtigung der Tatsache, dass einige Gebaude heute diese Materialien aufwei-
sen.

Die Unterhaltung der laut Satzung nicht mehr zuléssigen Bauteile (wie z. B. Klinkerfassaden)
ist gestattet. Nur wenn eine grundlegende Sanierung durchgefiihrt werden soll bzw. muss
und ein Ersatz insgesamt oder in wesentlichen Teilen erforderlich wird, ist die Materialwahl
der Satzung entsprechend zu verandern.

Nr. 6 Farbigkeit

Bezuglich der Farbwahl ist zu erldutern, dass durch die festgesetzte Untergrenze des Hell-
bezugswertes zu dunkle und zu kraftige Farbténe automatisch ausgeschlossen werden. Die
Farbe selbst kann damit frei gewahlt werden. Durch die Helligkeit werden Verunstaltungen,
auch bei der Wahl seltener Farben wie lila vermieden. Kleinflachige Bauteile wie Bekleidun-
gen, Gelander, Balkonbriistungen und Fensterldden sind dunkler als die Grundfarbe der
Fassade auszufiihren - dabei ist der Farbton frei wahlbar. Hier kénnen ebenfalls individuelle
Akzente gesetzt werden; es empfehlen sich kraftige Farben. Gelénder kdnnen alternativ in
Edelstahl ausgeflihrt werden, das nicht dunkel beschichtet werden muss.

Fur Sockel, Leibungen und Faschen sind abgesetzte Putze und Farben auf Wunsch der
Burger nicht verbindlich vorgeschrieben. Es sieht vorteilhaft aus, wenn es trotzdem so aus-
gefuhrt wird; dabei werden Sockel in der Regel dunkler als die Fassadengrundfarbe, Fa-
schen und Leibungen heller als die Grundfarbe ausgefiihrt. Putze werden in der Regel glatt
abgesetzt im Kontrast zur Putzstruktur der Hauptfassade.
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§ 5 Anbauten

Die Zulassigkeit von Anbauten ist Uber den Bebauungsplan zu regeln. In die Gestaltungssat-
zung konnen daher nur einzelne gestalterische Aspekte einflieRen, z. B. Bauweise, Dach-
form und Kubatur. Von dieser Méglichkeit wurde Gebrauch gemacht, um die gestalterische
Einfigung von Anbauten durch Anpassung und Unterordnung sicherzustellen. Das Hauptge-
bdude muss seine gestalterische Dominanz behalten, weshalb nicht profilgleiche Anbauten
in der H6he begrenzt werden.

§ 6 Garagen und Nebengebaude

Die allgemeine Zulassigkeit, insbesondere der Lage von Garagen, Carports und sonstigen
Nebengebauden ist Giber den Bebauungsplan zu regeln. In dieser Satzung werden daher nur
gestalterische Aspekte geregelt, die sich an den Hauptgebauden orientieren.

Unmittelbar benachbarte Garagen mussen in gleicher Dachform ausgefiihrt werden, damit
z. B. Satteldacher und Flachdacher nicht nebeneinanderliegen. Satteldachgaragen sind auf
gleicher Hohe zu errichten und mit gemeinsamem First auszufiihren, wodurch sie als einheit-
liches Gebdude wirken. Eine einheitliche Dachneigung ist anzuraten. Hauptgebdude und
Nebengebaude sind gleichartig zu gestalten, um die Zusammengehorigkeit zu verdeutlichen.
Carports sollen passend zur vorherrschenden Bauweise filigran und schlicht wirken, so dass
z. B. rustikale Holzkonstruktionen ausscheiden. Die maximal zuldssige Torhohe von Gara-
gen und die Gesamthohe von Carports ist so gewahlt, dass diese fir gangige Pkw, auch mit
Uberhdhe wie Geléandefahrzeuge (SUV) geeignet sind. Nicht zuldssig sind Bauten fiir Wohn-
mobile, Wohnwagen und Lkw.

Die wichtigsten Regelungen zur Anordnung und Dachgestaltung werden in den Erlaute-
rungsskizzen (Anlage 2 der Satzung) verdeutlicht.

Die in Teilbereich E getroffene Regelung mit 5,00 m Abstand zur StralRe dient neben der
optischen Aufweitung des StralRenraumes als "Nebeneffekt" auch der Schaffung eines zu-
satzlichen Stellplatzes auf den Privatgrundstiicken und damit der Entlastung des StralRen-
raumes vom ruhenden Verkehr. Ausnahmen sind bei stark ansteigenden oder abfallenden
Grundstlicken eingerdumt, wenn fiir das Einrlicken der Garagen kostenaufwendige Stiitz-
bauwerke Uber 1,00 m Héhe erforderlich werden wirden.

§ 7 Anlagen der AuBRenwerbung

Die Zulassigkeit von Werbeanlagen ist angemessen beschrénkt, um (berdimensionierte und
stdrende Anlagen zu vermeiden. Die zuldssige Ausflihrung von freistehenden Pylonen ist an
den vorhandenen Anlagen der Wohnungsgesellschaft mit Angabe der Hausnummer orien-
tiert.

§ 8 Einfriedungen
Nr.1 Allgemeine Bestimmungen

Die Siedlung war weitestgehend zaunfrei konzipiert. Das galt insbesondere fir die Wohn-
parks der Geschossbauten und die Vorgarten der Eigenheime. Als Einfriedung der Garten
der Eigenheime dienten natiirliche Hecken aus Hainbuche, die zwischenzeitig auch in ein-
zelnen Fallen durch Liguster ersetzt wurden, im Wesentlichen jedoch erhalten sind und sich
heute als ausgewachsene hohe Hecken bis zu 2,00 m Héhe mit starker Raumwirksamkeit
darstellen. Vor diesem Hintergrund sind Einfriedungen der Vorgérten und im Teilbereich D
auch weiterhin unzulassig. In anderen Grundstlicksbereichen wird jedoch der Veranderung
durch Privatisierung Rechnung getragen, so dass Einfriedungen erlaubt sind.
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Die Satzung wird der Erhaltung des charakteristischen Erscheinungsbildes weiterhin durch
den Schutz vorhandener Hecken und Mauern in Verbindung mit einer angemessenen Be-
schrankung der zuldssigen Einfriedungen (z. B. Material, Héhe) gerecht.

Bezuglich der Heckenpflanzen ist die Erhaltung der typischen Hainbuchenhecken festge-
setzt; auch fur Ersatzpflanzungen wird Hainbuche empfohlen. Um eine zu starke Beschran-
kung des Artenspektrums zu vermeiden, werden weitere geeignete, d. h. standortgerechte
Heckenpflanzen als Alternativen zur Auswahl gestellit.

Fir Sichtschutzanlagen und Stitzmauern werden weitere gesonderte Festsetzungen getrof-
fen:

Nr.2 Sichtschutz

Sichtschutz ist aufgrund der Bauformen teilweise erforderlich und war auch urspriinglich
schon vorgesehen. Die zuldssige Hohe wird von damals 1,80 m auf 2,00 m erhdht; die ma-
ximal zuldssige Lange von 2,20 m auf 4,00 m. Damit kdnnen z. B. Sitzplatze auf Terrassen
im Sinne der Wohnruhe angemessen abgeschirmt werden. Beibehalten wird die Grenzstén-
digkeit und der unmittelbare Anschluss an das Hauptgebdude als zwingende Vorgabe.
Sichtschutzanlagen diirfen also nicht frei im Gelénde oder abgeriickt vom Hauptgebaude
errichtet werden. Weitere Vorgaben zur baulichen Gestaltung sichern die Einfiigung in das
Gesamtbild.

Nr.3 Stiitzmauern

Die vorhandenen Stlitzmauern, teilweise mit Verblendung aus Grauwacke oder Platten-
schiefer bzw. aufgesetzten kleinen Stahlgeléndern sind ebenso gestaltprdgend wie attraktiv
und daher im Grundsatz zu erhalten. Ausnahmen kénnen nur gestattet werden, wenn die
anfallenden Aufwendungen dem Eigentiimer nicht zugemutet werden kénnten, d. h. Uber-
durchschnittlich hoch waren und die betreffende Mauer zugleich nicht wesentlich zur Ges-
taltung eines Platz- oder Stralkenraumes beitragt.

Ortsbildfremde Materialien und Baustoffe werden in den von Verkehrsflachen einsehbaren
Bereichen ausgeschlossen. Auch hier gilt wieder, dass einzelne vorhandene Anlagen in nicht
zulassigen Bauweisen oder Materialien nicht ortsbildprédgend sind und daher nur unterhalten
werden dirfen (vgl. § 4 Abs. 3 Nr. 5 dieser Satzung).

Veredelte Betonwerkstoffe wurden als kostenglinstige Alternative zugelassen. Auf eine regi-
onal- und ortstypische Ausfiihrung ist zu achten (Farbton grau-anthrazit, nicht gelb oder rot).

§ 9 Unbebaute Flachen bebauter Grundstiicke

Aufgrund der hohen Bedeutung der Freiraumstruktur im Siedlungskonzept der "Gartenstadt"
ist der Gestaltung der nicht bebauten Grundstiicksflachen, d. h. der Gérten und Freiflachen,
besonderes Augenmerk zu schenken.

Der "Wohnpark" im Teilbereich D der Satzung ist ein wesentlich pragendes Element. Die Ge-
schossbauten stehen in einem parkahnlichen, zusammenhangenden Bereich, der auch kinf-
tig nicht unterteilt und gegliedert werden soll. Eine Ausnahme bilden Terrassengérten in der
Erdgeschosszone, die jedoch nur durch Laubhecken abgeteilt werden drfen.
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In der Diskussion mit den Burgern und der Bestandsanalyse hat gezeigt, dass die klnftige
Ausstattung mit Pkw-Stellplatzen ein besonders wichtiges Thema darstellt. Die Zul&ssigkeit
von Stellplatzen, Carports und Garagen ist hinsichtlich flachenbezogener Regelungen for-
malrechtlich zwingend Uber den Bebauungsplan zu regeln. In die Gestaltungssatzung kén-
nen nur gestalterische Aspekte einflielen, z. B. die Bauweise, Dachform, Gestaltung be-
nachbarter Anlagen, gestalterische Anpassung an das zugehorige Hauptgebaude usw. Eine
Ausnahme bildet laut § 86 Abs. 4 BauO NRW nur der Vorgarten.

Mit den Satzungsinhalten werden insbesondere folgende Gestaltungsabsichten verfolgt:

Die Vorgarten stehen nicht zur Anlage von Stellplatzen zur Verflgung, sondern sind géartne-
risch anzulegen. Ausnahmen gelten in den Teilbereichen C 1, C 2 und C 3. In C 1 ist auf-
grund der unzureichenden Versorgung mit Stellplatzen als Kompromiss 1 Stellplatz pro
Grundstiick vereinbart; der entweder in Langs- oder Senkrechtaufstellung anzuordnen ist
(nicht schrag). Die maximale Stellflache wird durch den gartnerischen Anteil einschlieflich
FulRwegen von mindestens 50 % begrenzt, so dass keine Uberdimensionierten "Mogelfla-
chen" fir 2 Pkw entstehen kdnnen. In C 2 und C3 sind die Ausnahmen auf Sonderfélle (z. B.
Reihenendhduser) beschrankt.

Aus gestalterischen und 6kologischen Griinden sind Asphalt- und Betonflachen untersagt.

Freistehende Pergolen und Uberdachungen werden hinsichtlich ihrer Ausdehnung ebenso
begrenzt wie Terrassenliberdachungen mit Anschluss an die Hauptgeb&gude.

Kinstliche Gelandeauffiillungen zur Schaffung von Terrassen flir hoherliegende Geschosse
werden ebenfalls unterbunden.

§ 10 Abweichungen

In den Féllen einer unbeabsichtigten Harte oder Undurchfiihrbarkeit aufgrund vorhandener,
nicht ausreichend bericksichtigter baulicher oder sonstiger Gegebenheiten kann gem. § 86
Abs. 5 BauO NRW von den Festsetzungen dieser Satzung befreit werden.

§ 11 Wiederherstellung

Die Durchsetzung dieser Satzung kann bei VerstéRen nur Gber die Anordnung der Wieder-
herstellung des urspriinglichen Zustandes erreicht werden. Auf die Bewehrung von Versto-
Ren mit Ordnungsstrafen wurde verzichtet.

§ 12 Inkrafttreten

Die Satzung tritt nach § 7 GO NRW am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Anlage 1 Gestaltungssatzung von 1961
Anlage 2 Ubersichtsplan der Gebaudetypen
Anlage 3 Erweiterungsvarianten fiir den Haustyp A (OW) 1
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Amtsblatt fiir den Regierungsbezirk Arnsberg, Ausgabe A, Nr. 43, vom 28.10.1961

Verordnung des Amtes Weidenau (Sieg) iiber
die Baugestaltung im Wenschtgebiet in Kla-
feld

Auf Grund der 8§ 1, 30 und 34 des Gesetzes
tiber Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbe-
horde vom 16. 10. 1956 (GS. NW S. 289), des
§ 2 der Verordnung iiber die Baugestaltung
v.10.11. 1936 ( RGBL. I 5.938), des preufli-
schen Gesetzes gegen die Verunstaltung von
Ortschaften v. 15. 7. 1.95 7 {GS. 260) wird
durch Beschluf der Amtsvertretung Weidenau
{Sieg} vom 10. 3. 1961 im Einvernehmen mit
der Gemeinde Klafeld folgende ordnungsbe-
hérdliche Verordnung fiir das Wenschtgebiet
der Gemeinde Klafeld mit Genehmigung des
Regierungsprésidenten in Arnsberg erlassen:

§1
Ortlicher Geltungsbereich

Das von der Verordnung erfaite Gebiet wird
unterteilt in die Gebiete A, B und C, die im bei-
liegenden Plan I dargestellt sind.

§2
Einfriedigungen

{1) Die Vorgéarten im Gebiet A diirfen zur
Strafie und zum Nachbargrundstiick hin mit
Hecken bis zur Héhe von 50 cm eingefriedigt
werden. In den Gebieten B und C sind in den
Vorgarten Einfriedungen nicht erlaubt.

(2) Fiir die riackwartigen Wirtschaftsgirten und
Hofrdume im Gebiet A sind nur Hecken bis zur
Héhe von 1,00 m, zur Waldgrenze auch Holz-
und Maschendrahtziune bis 1,00 m Héhe er-
laubt, jedoch diirfen Hithnerausldufe und
Hundezwinger mit Maschendraht bis zur Hohe
von 2,00 m eingezdunt werden.

(3) Im Gebiet B sind, Hecken und Maschen-
drahtzdune in Verbindung mit Hecken nur bis
zur Héhe von 1,00 m zur Abgrenzung der
Wirtschaftsgarten, zur Waldgrenze auch Holz-
und Maschendrahtzdaune bis zu 1,50 m Hoéhe
erlaubt.

(4) Im Gebiet C sind nur zur freien Flur hin
Einfriedigungen als Holz- und Maschendraht-
zaAune bis zu 1,50 m Hobe erlaubt.

(5) Eingangstore sind nur dort erlaubt, wo
Einfriedigungen vorhanden sind. Sie diirfen
nur bis zur Hobe dieser Einfriedigungen ange-
bracht werden und miissen einen geraden
Abschluf erhalten.

§3
Wiéschepfahle, Teppichstangen, Maste
und dhnliches

(1) Das Aufstellen von fest mit dem Boden
verbundenen Waschepfiahlen, Teppichklopf-
stangen, Masten und dhnlichen ist nur in
den Wirtschaftsgarten des Gebietes A er-
laubt. Montagefahige Einrichtungen dieser
Art sind in dem Gebiet B in Wirtschaftsgéar-
ten, und im Gebiet C auch in den Vorgarten
erlaubt. Sie sind alsbald nach der Benutzung
zu entfernen.

(2) Freileitungen sind nicht erlaubt.

§4

Bauliche Anderungen auf den Grundstiicken

(1) Bauliche Anderungen an Gebiuden in
einheitlich gestalteten Gebdudegruppen diirfen
nicht genommen werden, sofern durch die
Veranderung die einheitliche Gestaltung des
Baugebietes gestort wird.

(2) Frei stehende Stallgebdude dirfen nur in
dem Gebiet A errichtet werden, wenn. sie sich
in Form und Werkstoff dem Hauptgebiude
anpassen. Garagen sind in diesem Gebiet nur
an dem im beiliegenden Lageplan II eingetra-
genen Standort zugelassen, wenn sie den An-
forderungen des Absatzes 3 geniigen. Im Ubri-
gen sind frei stehende Nebengeb&ude nicht
erlaubt. Im Gebiet B und C sind frei stehende
Einzelgaragen sowie Garagen an den Giebeln
der Reihenhauser zur Wenschtstraf3e hin
nicht erlaubt.

(3 Garagen mit einer bebauten Flidche bis
héchstens 18 gm je Boxe und einer Sturz-
hoéhe bis 2,20 m sind erlaubt, wenn sie fiar
eine einheitlich gestaltete Baugruppe ge-
meinsam geplant werden. Die Errichtung
muf unter Verwendung gleicher Baustoffe
so erfolgen, daf eine einwandfreie Einfii-
gung in das Gesamtbild erreicht wird.

(4) Seitliche Verkleidungen und Uberda-
chungen von Sitzplatzen sind nicht erlaubt.
In den Gebieten A und B wird jedoch er-
laubt, daf3 an der hinteren Hauseite recht-
winklig zur Gebaudefront Trennwinde bis
1,80 m Héhe und 2,20 m Lange angebracht
werden, wenn sich diese in Werkstoff, Form
und Farbe einwandfrei in die Umgebung
einfligen.

Als Sitzplatze im Sinne dieser Vorschrift
gelten Teilflachen der Privatgrundstiicke, die



durch besondere Gestaltung (Setzen von
Randsteinen, Verlegung von Gehwegplatten,
Bestreuen mit Kies usw.) dauernd fiir das Auf-
stellen von Tischen, Stiithlen, Banken, Liege-
stithlen usw. hergerichtet werden.

Als Verkleidungen der Sitzplédtze im Sinne
dieser Vorschrift gelten insbesondere die zum
Schutze gegen die Witterung und die Einsicht
von der Strafe und vom Nachbargrundstiick
angebrachten fest mit dem Erdboden verbun-
denen Werkstoffe.

§5
Aufenputz, Fassaden- und Dachgestaltung

Jegliche Verdnderungen des AufSienputzes und
der Farbgebung an den Fassaden ist nach der
Bauordnung genehmigungspflichtig. Auf die
Farbgestaltung der Nachbargebaude ist Riick-
sicht zu nehmen.

Es sind nur lichte Farbténe zu wahlen.
Grelle Farben sind nicht zugelassen. Ausnah-
men kénnen bei kleineren Flichen (Gelinder
usw.) zugelassen werden.

(2) Die Art und Farbe der Dacheindeckung,
wie sie bei Errichtung der Gebaude gewahlt
wurde, darf nicht verandert werden.

(3) Bei den Reiheneigenheimen sind die
Dachrinnen und Abfallrohre in einzelnen Bau-
zeilen gleichfarbig zu halten.

(4) Die' Holzverkleidungen an den Reihenei-
genheimen im Gebiet B sind in naturfarbenem
Anstrich zuhalten. Eine schwach-braune
Farbténung wird zugelassen.

§6
Vorhandene Anlagen

(1) Anlagen, die bei Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung bestehen und nach Art, Form und
Farbe die Gesamtgestaltung nicht stéren, blei-
ben von dieser Verordnung unberiihrt.

(2) Anlagen, die bei Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung, bestehen, nicht genehmigt sind und
nach Art, Farbe die Gesamtgestaltung offen-
sichtlich stéren, sind auf Verlangen der Bau-
aufsichtsbehérde im Einvernehmen mit der
Gemeinde Klafeld innerhalb eines Jahres zu
beseitigen und den Vorschriften dieser Verord-
nung entsprechend zu &ndern.

§7
Ausnahmen

Bei Hartefallen kann die Baugenehmigungs-
behérde von dieser Verordnung mit Zu-
stimmung der Gemeinde Klafeld zulassen.

§8
Geldbufe

Fiir jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen
diese Verordnung wird hiermit die Festsetzung
einer Geldbugle bis zu 300,- DM angedroht,
soweit die Zuwiderhandlung nicht nach Bun-
des- oder Landesrecht mit Strafe oder Geldbu-
$e bedroht ist.

§9
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
dem Tage Ihrer Veroffentlichung in Kraft.
Erlassen und verdffentlicht.
Weidenau (Sieg), 19. 5. 1961
Amt Weidenau (Sieg) als értliche Ordnungsbe-
hoérde -
Der Amtsbiirgermeister

Genehmigt mit Verfigung des Regierungspra-
sidenten in Arnsberg vom 29.6.1961.
G. Z. 34. 11 -34.01



Anlage 2
Ubersicht Haustypen
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Anlage 3 zur Begriindung

Vorderes Wenscht, Erweiterungsvariante 1 fir den Reihenhaustyp A (OW) 1: Anbau auf der Gartenseite
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Anlage 3 zur Begriindung

Vorderes Wenscht, Erweiterungsvariante 2 fir den Reihenhaustyp A (OW) 1: ,groRe Box"
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Anlage 3 zur Begriindung

Vorderes Wenscht, Erweiterungsvariante 3 fir den Reihenhaustyp A (OW) 1:  kleine Box"
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FB 7/3-3 AG Stadtplanung

Vorderes Wenscht, Erweiterungsvariante 4 fur den Reihenhaustyp A (OW) 1:

Anbau auf der Gartenseite mit  kleiner Box*

Ansicht Garten

Ansicht Strasse




Gestaltungssatzung

"Vorderes Wenscht"
1. Anderung

Satzung vom 26.09.2023 der Universitatsstadt Siegen
Uber die , Ortlichen Bauvorschriften fiir das Vorderes Wenscht

Der Rat der Universitatsstadt Siegen hat gemalR § 89 der Bauordnung fiir das Land Nordrhein-
Westfalen in der derzeitigen Fassung, in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung fiir das
Land Nordrhein-Westfalen in der derzeitigen Fassung, am 06.09.2023 diese Anderung be-

schlossen.

Die ortsibliche Bekanntmachung erfolgte am 30.09.2023



Gestaltungssatzung ,Vorderes Wenscht”
1. Anderung

§ 1 Geltungsbereich
Der rdumliche und sachliche Geltungsbereich dieser Anderung ist identisch mit dem Geltungsbereich der
bestehenden Gestaltungssatzung.

§ 2 Inhalt
Die Anpassungen werden in den Gestaltungssatzungen vorgenommen:

Folgender Inhalt wird aufgehoben (§ 4 (2) Dacher, 5. Dacheindeckung, 5. Absatz):

,»,Bei Photovoltaik- und Solaranlagen sind spiegelnde und stark strukturierte Oberflachen der Kollektoren
unzuldssig; bei nicht flachenblindigen Systemen hat der seitliche Abstand zu Traufe und Ortgang
mindestens 1,25 m zu betragen. Auf geneigten Dachern sind abweichende Aufstellwinkel unzulassig.”

Folgende Regelung wird in die Satzungen aufgenommen:

§4a
Solartechnische Anlagen (Photovoltaik, Solarthermie)

Zielsetzung

Solartechnische Anlagen (STA) im Sinne dieser Satzung sind Sonnenkollektoren zur Stromerzeugung oder
Warmeenergiegewinnung, also insbesondere Photovoltaik (PV) und Solarthermie (ST). Stadtebauliche
Relevanz erhalten diese Anlagen, sobald Sie auf Gebduden, Gebdudeteilen oder Einfriedungen errichtet
werden und vom o6ffentlichen Raum wahrgenommen werden kdnnen. Hierunter fallen insbesondere
solartechnische Anlagen auf Dachern, an Fassaden, Balkonen, Einfriedungen oder auf Nebengebauden,
insbesondere, wenn sie an der HaupterschlieBungsstraBe liegen. Fiir all diese solartechnischen Anlagen
werden daher im Weiteren gestalterische Vorgaben vorgenommen, um den Schutzzweck der jeweiligen
Satzung zu unterstiitzen und den Umgebungscharakter zu wahren.

Gestalterische Vorgaben

a) Dachflachen

Solartechnische Anlagen sind auf dem Haupt- und Nebendach sowie ausnahmsweise auf Schleppgauben
zulassig. Die Module sind in der Ausrichtung grundsatzlich rechteckig anzuordnen und eine Auskragung,
ein Versprung oder Versatz einzelner Module ist unzuldssig. Abweichungen kénnen ausnahmsweise
aufgrund technisch bedingter Erfordernisse (Einschnitte, Schornsteinen, et cetera) zugelassen werden.
Das heiRt die ModulgrolRe ist einheitlich zu wahlen, ebenso wie die Ausrichtung als rechteckige
Anordnung (Modulreihen unter- beziehungsweise nebeneinander). Eine Kombination von PV- und ST-
Anlagen kann im Rahmen einer Einzelfallprifung ausnahmeweise zugelassen werden, wenn sie in der
Ausrichtung geordnet und aufeinander abgestimmt ist und das Ortsbild nicht beeintrachtigt wird. Auf
geneigten Dachflachen ist nur eine plane Anbringung, das heil$t der Dachneigung entsprechend,
zuldssig. Eine Aufstanderung ist nur bei Flach- und Pultdachern bis zu einer sichtbaren Aufbauhéhe von
0,40 Meter zuldssig. Es sind nur schwarze oder anthrazit-farbige Module sowie Rahmen zulassig. Die
Module haben nicht tber die Dachflache herauszuragen. Die Oberflache der Module hat entspiegelt
beziehungsweise matt zu sein. Die Module sind in einer geschlossenen Panelreihung, das heil3t in
lickenloser Anordnung, anzuordnen. Abweichung kénnen aufgrund technisch bedingter Erfordernisse
im Einzelfall zugelassen werden.

b) Dachfldchen von Nebengebduden und Nebenanlagen

Solartechnische Anlagen sind auf Dachflachen von Nebengebduden und Nebenanlagen zuldssig. Bei
geneigten Dachern sind die Vorgaben aus Punkt a) ,,Dachflaichen” zu beachten. Bei Flachdachern sind
nur liegende Module mit einer maximalen Neigung von 20 Grad und einer sichtbaren Aufbauhdhe von
0,40 Meter zulassig. Es ist ein Abstand von 0,30 Meter von den jeweiligen duBeren Gebaudekanten
einzuhalten. Geringfiigige Uber- beziehungsweise Unterschreitungen kénnen aufgrund technischer




Griinde ausnahmsweise zugelassen werden, sofern das Ortsbild nicht wesentlich beeintrachtigt wird.
Abweichung kénnen aufgrund technisch bedingter Erforderlichkeiten (zum Beispiel bei Dachbegriinung)
im Einzelfall zugelassen werden.

c) Balkone

Solartechnische Anlagen an Balkonen sind nur als sogenannte Stecker-Solaranlage, Mini PV-Anlagen oder
Balkonkraftwerke ausnahmsweise zuldssig, das heilst der gewonnene Strom ist direkt in das
Hausstromnetz einzuspeisen. Eine Einzelfallprifung ist erforderlich. Die Anlagen sind in planer
Ausfihrung, also direkt am Balkon oder an einer Halterung / Aufstanderung anzubringen. Bei Halterungen
/ Aufstanderungen ist eine maximale Neigung von 5 Grad und eine Tiefe von maximal 0,25 Meter nicht zu
iberschreiten. Geringfiigige technische bedingte Uberschreitungen kénnen ausnahmsweise zugelassen
werden. Die maximale Héhe der Anlage hat die Briistungshdhe sowie andere pragende Bauelemente (zum
Beispiel Bodenplatte) nicht zu Uberschreiten. Bei mehreren Modulen ist eine liickenlose Anordnung
(Wahrnehmung als eine Einheit) zu wahlen. Technische bedingte Abweichungen hiervon kdnnen
ausnahmsweise zugelassen werden. Es sind nur schwarze oder anthrazit-farbige Module sowie Rahmen
zulassig. Integrierte Systeme, die auch als Sichtschutz dienen kénnen, sind zu bevorzugen.

d) Fassaden

Solartechnische Anlagen an Fassaden an Haupt- und Nebengebduden kdnnen ausnahmsweise zugelassen
werden. Sie sind nur in planer Ausfiihrung, das heilSt direkt an der Fassade oder an einer Halterung
beziehungsweise Aufstanderung ohne Neigungswinkel anzubringen. Die Anordnung ist im Format sowie
in Ausrichtung einheitlich als geschlossene Panelwand (liickenlose Anordnung) auszufiihren. Bei
Halterungen beziehungsweise Aufstanderungen ist eine Tiefe von maximal 0,25 Meter nicht zu
Uiberschreiten. Geringfiigige Uberschreitungen kénnen ausnahmsweise zugelassen werden, wenn eine
technische Begriindung vorliegt. Von der AuRenkante der Fassade sowie zur Traufe, zum Ortgang und zu
Offnungen, insbesondere Fenstern, sind mindestens 0,20 Meter Abstand einzuhalten.

e) Uberdeckung von auRenstehenden Nutzbereichen

Solartechnische Anlagen an oder als Uberdeckungen von auRenstehenden Nutzbereichen (unter anderem
Terrassenliberdachung, Vordachern, et cetera) kdnnen ausnahmsweise zugelassen werden. Sie sind im
Format und Ausrichtung einheitlich und plan auszufiihren. Aufstanderungen sind unzulassig.

f) Einfriedungen und Zaunanlagen
Solartechnische Anlagen an Einfriedungen, Zaunen oder als eigenstandige Zaunanlagen sind unzuldssig.

§ 3 Inkrafttreten
Diese Anderung tritt mit der ortsiiblichen Bekanntmachung in Kraft.

Siegen, 26.09.2023
gez.

Steffen Mues
Blrgermeister



Ubersicht iiber die Regelungen fiir solartechnische Anlagen?

im Geltungsbereich von Gestaltungssatzungen?

Einfache Anforderungen

Erhohte Anforderungen

Strenge Anforderungen

Innenstadt (ohne Teilbereiche)
Langenholdinghausen
Waldenburger Weg

Innenstadt (Teilbereiche A, B, C und E)
Eiserfeld Ortsmitte
Wenscht (Hintere, Obere, Vordere)

¢ Innenstadt (Teilbereich D , Altstadt”)

Dachflachen

Auf dem Haupt + Nebendach + Dachauf-
bauten (Gauben)

Einheitliches Format, Ausrichtung und
Neigungswinkel an der jeweiligen Dach-
flache

Bei Kombination von PV+ST aufeinander
abgestimmte Anordnung und Format
Aufstanderung unzulassig. Bei Flach- und
Pultdachern zuldssig (Anforderung wie bei
Nebengebduden)

matt, entspiegelt

einheitliche Module in schwarz/anthrazit
Keine Uberschreitung der Dachflachen
Geschlossene Panelreihung

(,Keine Licken”)

Abweichung aufgrund technisch bedingter
Erforderlichkeiten im Einzelfall moglich

Wie ,Einfache Anforderungen”

Auf dem Haupt- oder Nebendach,
ausnahmsweise auf Schlepp-Gauben
Grundsatzlich geschlossene, rechteckig
angeordnete Modulflachen, keine
Auskragung einzelner Module

(kein Versatz / Versprung der Module)
Einheitliche Module und Rahmen in
schwarz/anthrazit

Kombination von PV+ST als Ausnahme
zuldssig -» Einzelfallprifung

GS Innenstadt: Bei Neueindeckung, v.a. bei
Schieferdachern; Kompensation mit
flachen Dachsteinen moglich, wenn mind.
50 % der betroffenen Dachflache
Uberdeckt wird

e Wie ,Erhohte Anforderungen”

ergdnzend

e |m Denkmalbereich (Altstadt) ist eine
Einzelfallprifung erforderlich

! Photovoltaik und Solarthermie

2 Diese Ubersicht gibt nur die wesentlichen Inhalte der Regelungen wieder. Es gelten die Regelungen in den einzelnen Gestaltungssatzungen.




Dachflachen auf Nebengebduden und -anlagen

Bei Flachdachern , liegende” Ausfihrung
Bei geneigten Dachern Vorgaben fir
Dachflachen zu beachten

Sichtbare Aufbauhohe von ca. 0,40 m
Max. Neigung = 20°

0,30 m Abstand zur AulRenkanten
Abweichungen nur aufgrund technisch
bedingter Anforderungen und wenn Orts-
bild nicht wesentlich beeintrachtigt wird

Wie ,,Einfache Anforderungen”

Wie ,Einfache Anforderungen”

ergdnzend

Als Ausnahme (kann zugelassen werden)
-> Einzelfallprifung

Balkone

»Plane” Ausfiihrung (direkt am Balkon oder
an Halterung)

Neigung bis 5° zulassig

Max. Tiefe 0,25 m (Halterung bzw. Auf-
standerung)

aufeinander abgestimmte Gliederung
Keine Kompensation von Dachflachen-PV
Module einheitlich + schwarz, anthrazit
max. Modulhohe = Briistungshohe

Keine Uberschreitung der pragenden Bau-
elemente (v.a. Bodenplatte)

Wie ,Einfache Anforderungen”
Rahmen und Module einheitlich + schwarz,
anthrazit

ergdnzend

Als Ausnahme (kann zugelassen werden)
-> Einzelfallprifung

Wie ,,Erhohte Anforderungen”




Fassaden

Auf Haupt- und Nebengebdude

,Plane” Ausfuhrung (direkt an der Fassade
oder an Halterung / Aufstanderung ohne
Neigungswinkel)

Einheitliches Format und Ausrichtung
(senk- oder waagerecht aufeinander abge-
stimmte Bahnen)

Geschlossene aufeinander abgestimmte
Gliederung

Max. Tiefe 0,25 m (Halterung bzw. Auf-
standerung)

Abstand von AuBenkante der Fassade,
Traufe, Ortgang, Offnungen (Fenster,
Tiren) mind. 0,20 m

Wie ,,Einfache Anforderungen”

ergédnzend

Als Ausnahme (kann zugelassen werden)
-> Einzelfallprifung

e Wie ,Erhohte Anforderungen”

Uberdeckung von auBenstehenden Nutzbereichen

Plane Ausflihrung
Einheitliches Format und Ausrichtung
Keine Aufstanderung

Wie , Einfache Anforderungen”

ergdnzend

Als Ausnahme (kann zugelassen werden)
-> Einzelfallprifung

e Wie ,Erhohte Anforderungen”

Einfriedungen, Zaune und Zaunanlagen

Plane Ausflihrung

Einheitliches Format und Ausrichtung
Module nur innerhalb der Einfriedung
Max. Tiefe 0,25 m (Halterung bzw. Auf-
standerung)

Unzuldssig

e Wie ,Erhohte Anforderungen”




UNIVERSITATSSTADT

SIEGEN

Der Biirgermeister

Handout

Regulierungen von solartechnischen Anlagen
innerhalb von stadtischen Gestaltungssatzungen

Zielsetzung

Solartechnische Anlagen (STA) im Sinne dieser Satzung sind Sonnenkollektoren zur Stromerzeugung oder
Warmeenergiegewinnung, also insbesondere Photovoltaik (PV) und Solarthermie (ST). Stadtebauliche Relevanz erhalten diese
Anlagen, sobald Sie auf Gebauden, Gebaudeteilen oder Einfriedungen errichtet werden und vom offentlichen Raum
wahrgenommen werden kénnen. Hierunter fallen insbesondere solartechnische Anlagen auf Dachern, an Fassaden, Balkonen,
Einfriedungen oder auf Nebengebduden, insbesondere, wenn sie an der HaupterschlieBungsstralde liegen. Fiur all diese
solartechnischen Anlagen werden daher im Weiteren gestalterische Vorgaben vorgenommen, um den Schutzzweck der
jeweiligen Satzung zu unterstiitzen und den Umgebungscharakter zu wahren.

Die folgenden skizzenhaften Darstellungen dienen lediglich als Hilfsmittel zur Veranschaulichung der Regelungen der stadtischen
Gestaltungssatzungen Uiber die Anbringung von solartechnischen Anlagen. Grundsatzlich gelten die konkreten Festsetzungen in
der jeweiligen Satzung.



Dachflachen

Innenstadt (ohne Teilbereiche)

e Langenholdinghausen

e Waldenburger Weg

Auf dem Haupt- + Nebendach + Dachauf-
bauten (Gauben)

Einheitliches Format, Ausrichtung und
Neigungswinkel an der jeweiligen Dach-
flache

Bei Kombination von PV+ST aufeinander
abgestimmte Anordnung und Format
Aufstidnderung unzulassig.

Bei Flach- und Pultdachern zulassig
(Anforderung wie bei Nebengebduden)
matt, entspiegelt

einheitliche Module in schwarz/anthrazit
Keine Uberschreitung der Dachflichen
Geschlossene Panelreihung

(,Keine Licken”)

Abweichung aufgrund technisch
bedingter Erforderlichkeiten im Einzelfall
moglich

(1L
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Plane Ausfiihrung




Eiserfeld Ortsmitte

¢ Innenstadt (Teilbereiche A, B, C und E)

e Wenscht (Hintere, Obere, Vordere)

Wie , Einfache Anforderungen”

Auf dem Haupt- oder Nebendach,
ausnahmsweise auf Schlepp-Gauben
Grundsatzlich geschlossene, rechteckig
angeordnete Modulflachen, keine
Auskragung einzelner Module

(kein Versatz / Versprung der Module)
Einheitliche Module und Rahmen in
schwarz/anthrazit

Kombination von PV+ST als Ausnahme
zuldssig -» Einzelfallprifung

ergdnzend

GS Innenstadt: Bei Neueindeckung, v.a.
bei Schieferdachern; Kompensation mit
flachen Dachsteinen moéglich, wenn mind.
50 % der betroffenen Dachflache
Uberdeckt wird

iy 4

g

Plane Ausfiihrung

Innenstadt (Teilbereich D ,Altstadt*)

Wie ,, Erhohte Anforderungen”

ergdnzend

Im Denkmalbereich (Altstadt) ist eine
Einzelfallpriifung erforderlich




Dachflachen auf Nebengebauden und -anlagen

¢ Innenstadt (ohne Teilbereiche)

e Langenholdinghausen

e Waldenburger Weg

e Eiserfeld Ortsmitte e Innenstadt (Teilbereiche A, B, C und E) e Wenscht (Hintere, Obere, Vordere)
e Bei Flachdachern ,liegende” Ausfiihrung 30 em
A=

Bei geneigten Dachern Vorgaben fir
Dachflachen zu beachten

Sichtbare Aufbauh6he von ca. 0,40 m
Max. Neigung = 20°

0,30 m Abstand zur AufRenkanten

Abweichungen nur aufgrund technisch
bedingter Anforderungen und wenn Orts-
bild nicht wesentlich beeintrachtigt wird

40 cm

-~

#

Innenstadt (Teilbereich D , Altstadt®)

Wie ,,Einfache Anforderungen”

ergdnzend

Als Ausnahme (kann zugelassen werden)
-» Einzelfallprifung




Balkone

Innenstadt (ohne Teilbereiche)

e Langenholdinghausen

e Waldenburger Weg

»Plane” Ausfiihrung (direkt am Balkon
oder an Halterung)

Neigung bis 5° zuldssig

Max. Tiefe 0,25 m (Halterung bzw. Auf-
standerung)

aufeinander abgestimmte Gliederung
Keine Kompensation von Dachflachen-PV
Module einheitlich + schwarz, anthrazit
max. Modulhdhe = Briistungshohe
Keine Uberschreitung der pragenden
Bauelemente (v.a. Bodenplatte)

|

H 25cm H 25cm

Eiserfeld Ortsmitte

¢ Innenstadt (Teilbereiche A, B, C und E)

e Wenscht (Hintere, Obere, Vordere)

Innenstadt (Teilbereich D, Altstadt®)

Wie ,Einfache Anforderungen”

Rahmen und Module einheitlich +
schwarz, anthrazit

ergdnzend

Als Ausnahme (kann zugelassen werden)
-» Einzelfallprifung




Fassaden

¢ Innenstadt (ohne Teilbereiche) e Langenholdinghausen e Waldenburger Weg

e Auf Haupt- und Nebengebdude

e ,Plane” Ausfiihrung (direkt an der
Fassade oder an Halterung /
Aufstanderung ohne Neigungswinkel)

e Einheitliches Format und Ausrichtung
(senk- oder waagerecht aufeinander

abgestimmte Bahnen) -
30 cm

e Geschlossene aufeinander abgestimmte

Gliederung
e Max. Tiefe 0,25 m (Halterung bzw. Auf- ™ 20 em

standerung) ‘ | | 25 cm
4=} 20 cm

e Abstand von Aullenkante der Fassade,

20 cm

L

30 cm

Traufe, Ortgang, Offnungen (Fenster,
Tiren) mind. 0,20 m

Eiserfeld Ortsmitte ¢ Innenstadt (Teilbereiche A, B, C und E) e Wenscht (Hintere, Obere, Vordere)

¢ Innenstadt (Teilbereich D ,Altstadt“)

Wie ,Einfache Anforderungen”

ergdnzend

Als Ausnahme (kann zugelassen werden)

-» Einzelfallprifung




Uberdeckung von auRenstehenden Nutzbereichen

Innenstadt (ohne Teilbereiche)

e Langenholdinghausen e Waldenburger Weg

Plane Ausfiihrung

Einheitliches Format und Ausrichtung

Keine Aufstanderung

Plane Ausfiihrung

Eiserfeld Ortsmitte

¢ Innenstadt (Teilbereiche A, B, C und E) e Wenscht (Hintere, Obere, Vordere)

Innenstadt (Teilbereich D, Altstadt*)

Wie ,Einfache Anforderungen”

ergdnzend

Als Ausnahme (kann zugelassen werden)

-» Einzelfallprifung




Einfriedungen, Zaune und Zaunanlagen

¢ Innenstadt (ohne Teilbereiche) e Langenholdinghausen e Waldenburger Weg
e Plane Ausfiihrung
e Einheitliches Format und Ausrichtung
e I o IO e I e T T e O | A ) e

e Module nurinnerhalb der Einfriedung 1
e Max. Tiefe 0,25 m (Halterung bzw. Auf- I: H :I -

standerung) |

| | 25 cm

e Eiserfeld Ortsmitte e Innenstadt (Teilbereiche A, B, C und E) e Wenscht (Hintere, Obere, Vordere)

¢ Innenstadt (Teilbereich D, Altstadt®)

e Unzuldssig ‘
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